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11'11111 Klimpt

e großen
Wi rtschaftsorganisationen

Oie Europäische Gemeinschaft (EG)

IlIllll schlossen sich 3 große europäische Staaten (die BRD,
1IIltikreich und Italien) und die 3 Kleinstaaten der Benelux­
1IIIlIor durch Vertrag zu einer Gemeinschaft zusammen, die,
IllttlJohend von einer Zollunion, über eine Wirtschaftsunion
IIIt 11 politisch die "Vereinigten Staaten von Europa" ermög­

111 !ton soll. Seit 1968 gibt es keine Binnenzölle mehr, dafür
"',Ir einen gemeinsamen Außenzoll.

11111 Wirtschaftsunion wird angesteuert durch Freizügigkeit
dill Arbeitskräfte, durch freien Kapitalverkehr, durch harmo­
lI\ttlorte Wirtschaftspolitik und durch Rechtsangleichung.

teilen Sie die Gründe zusammen, weshalb Österreich
In dieser Wirtschaftsunion nicht teilnehmen kann?

111'1 jetzt gehört die EG zu den stärksten Wirtschaftsmächten
dur Welt. Sie liegt mit über 36% der Weltexporte weit vor
dun USA. Das gesamte Bruttonationalprodukt der USA ist
dllbei gleich groß wie das der EG.
I llo 7 Länder der EFTA sind noch immer der wichtigste
IllIndelspartner der EG. Nach der EFTA kommen im EG­
IllIndel die USA und, in starkem Wachstum begriffen, der
IllIndel mit den Oststaaten. Gering blieb der Handel mit den
Illtwicklungsländern, auch mit den 18 der EG assoziierten
llrikanischen Staaten.

1)10 "Europäische Kommission" in Brüssel ist praktisch das
IIlltstehende europäische Wirtschaftsministerium (Exekutive).

Die Legislative liegt beim "Ministerrat", in dem die größeren
Länder mehr Stimmen haben als die kleinen.
Das "Europäische Parlament" wird von den Parlamenten der
Mitglieder beschickt, hat aber nur beratende und kontrol­
lierende Funktion.
Der interne Waren handel der EG ist durch den Zusammen­
schluß dauernd im Steigen begriffen. Die Arbeitnehmer kön­
nen praktisch mit gleichen Rechten überall arbeiten (Frei­
zügigkeit), und die Unternehmen haben freies Niederlas­
sungsrecht. Der gemeinsame Kapitalmarkt wurde noch nicht
erreicht. In der Außenhandelspolitik gehen die EG-Staaten
seit 1970 in den internationalen Organisationen bei vielen
Fragen nur noch gemeinsam vor. Es zeichnet sich dadurch
bereits ein zunehmendes Gewicht der europäischen Politik
ab.

Wegen der seit 100 Jahren geübten Schutzmaßnahmen der
Staaten für die Landwirtschaft (Agrarprotektionismus) ist
die Harmonisierung der Agrarpolitik schwierig und erfolgt
durch komplizierte Marktordnungen.
Jährlich wird für die meisten Agrarwaren vom "Ministerrat"
ein Richtpreis festgesetzt. Für die Einfuhr wird bei niedrigerem
Weltmarktpreis eine gleitende Einfuhrabgabe, die "Abschöp­
fung", eingehoben, die die Importware auf den Richtpreis
hebt. Bei starken Preisschwankungen müssen die Abschöp­
fungen für viele Waren täglich festgesetzt werden. Ebenso
werden EG-Agrarausfuhren durch "Erstattungen" subven­
tioniert, um mit den niedrigeren Weltmarktpreisen konkur­
rieren zu können.

Der starke EG-Agrarprotektionismus wird viel kritisiert:
a) Von wem?
b) Mit welchen Argumenten?

Für die Finanzierung dieser Marktordnungen gibt es einen
Agrarfonds, der immer höhere Mitgliedsbeiträge, besonders
von der BRD, erfordert.
Die sonstige Wettbewerbspolitik ist ziemlich streng, beson­
ders für die Montanindustrie. Die indirekten Steuern werden
zu einer einheitlichen "Mehrwertsteuer" harmonisiert, um
Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern.
Angestrebt werden für das nächste Jahrzehnt eine gemein­
same Wohnungs-, Verkehrs-, Industrie-, Regional-, Energie­
und Sozialpolitik.
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2 Der Internationale Währungsfonds (IWF)

Welche Wirkungen wird die schrittweise Beseitigung
der Zollschranken zur EG auf die österreichischen
Wirtschaftszweige und Betriebe haben?

iir Staaten, denen eine Vollmitgliedschaft aus politischen
udor wirtschaftlichen Gründen nicht möglich ist, gibt es losere
1\5soziierungsverträge oder Verträge für besondere wirt­
Hchaftliche Beziehungen. Die Anziehungskraft der EG ist mit
ihron Erfolgen sehr groß geworden. Viele Staaten in Afrika,
III Europa, in Lateinamerika sind assoziiert oder versuchen,
JÜnstige EG-Handelsverträge zu bekommen (Österreich,
Israel, Japan usw.).

111 1111111.Illr 1IIllw lind fur bo~till11111oLoit. bOHmipruchtJll 111
"I llllllhllllll.llll{1·,llIlIo" durch Dovisonkrodito aus dolYl 11011111"

'.1lI11UII lopl hilt viol zur Stabilisierung des Wellwiihlllli
:iv',lum:, bOlgotragen. Darüber hinaus wurde ausgemacht. d
gomo$son an den Leitwährungen des Dollars und des Pltllill
die anderen Währungen weder nennenswert ab- noch milU
rundet werden dürfen. Wechselkursänderungen von über I 10
bedürfen der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder. 1)111
Fixierung der Wechselkurse war eines der Fundamento. ,."
dem sich der gewaltige Aufschwung des Welthandels 11IId
1945 vollzog. Sie war aber auch das versteinerte KorsOll r"
die sehr verschiedene Entwicklung der verschiedenen V()I~
wirtschaften, ihrer Wettbewerbsfähigkeit und des wirklich",
Außenwertes ihrer Währungen. Jedermann wußte, daß tI
Dollar längst nicht mehr seinen fixierten Wert hatte, jederm,llill
wußte, daß die D-Mark unterbewertet war. Das Wechsel kill
verhältnis der Währungen entsprach nicht dem Verhältlll
ihrer Kaufkraft (Kaufkraftparität). Schon seit vielen Jahl""
konnte man in den USA um einen Dollar nicht das kaulllll

was man etwa in Österreich um 26 Schilling bekam.
Die "Schließung des Goldschalters" durch die amerikanisch
Regierung im Sommer 1971, d. h. die Aufhebung der KOIl
vertibilität (Umtauschbarkeit) der Leitwährung (Dollar) 111

Gold, brachte die Weltwirtschaft an den Rand einer chaotischllll
Weltwährungskrise.
Die daraus entstandenen Ungleichgewichte der Zahlun!J.\
bilanzen, die man "wohlwollend vernachlässigte", versuchlll
man durch die Einführung der Sonderziehungsrechte zu mil
dern. Länder mit gefährlichem Zahlungsbilanzdefizit könnull
vom IWF zusätzliche Devisenkredite beanspruchen und mü
sen sie in ihrer eigenen Währung auch zur Verfügung steIloll
Die zum Ausgleich der Zahlungsbilanz zurVerfügung stehendOll
Devisenmittel, die Liquidität des Fonds, sind damit gewachsoll
und weniger vom Gold abhängig.
Alles deutet auf eine Reform des IWF hin. Währungsfragoll
sind Machtfragen ersten Ranges. Der Kompromißwird zwischoll
den Wünschen der EG, Japans, der USA und der ErdölländOl
liegen. Die Handelsströme werden dadurch Verlagerungen
erfahren. Es wäre gefährlich, wenn die Schwächeren, die Enl
wicklungsländer, nur die Nachteile in Kauf nehmen müßten.
Da die Sonderziehungsrechte nach der Höhe der Mitglieds
beiträge zum IWF vergeben werden, verfügen die Entwicklungs
länder nach wie vor nicht über die Mittel zum Ausgleich ihrer
passiven Zahlungsbilanz.
Im Vertrauen auf die Stellung des Dollars als Leitwährung
und damit als Fundament des IWF konnten die USA sowohl

inhoitlicho Währung odor aino {jOITlOI1l1 ••1I11i
und Kreditpolitik nötig?

hit oin
Wilhrun

In der Not und in der Ausweglosigkeit der großen Weltwirt-
chaftskrise versuchten einzelne Nationen, durch Abwertung

des Außenwertes ihrer Währung (Wechselkurs) ihre Exporte
zu verbilligen und zu erhöhen und die Importe zu drosseln.
Dieser Versuch, sich aus der Katastrophe der Massenarbeits­
losigkeit. durch den "Export der Arbeitslosigkeit" in andere
Länder zu retten, mußte scheitern. Viele Länder ahmten in

iner Art Abwertungswettlauf das Wundermittel nach, mit
dem einzigen Ergebnis, daß das Weltwährungssystem heillos
verwirrt und die Krise verschärft wurde.
Während des Zweiten Weltkriegs legten die gegen Hitler
kämpfenden Mächte im Abkommen von Bretton Woods fest.
solchen weltwirtschaftlichen Unsinn nicht mehr zu begehen,
und gründeten den Internationalen Währungsfonds. 111
Länder zahlten Beiträge im Verhältnis zu ihrem Bruttonational­
produkt. und zwar ein Viertel in Gold und drei Viertel in ihrer
Landeswährung, in einen Fonds ein. Aus ihm können die Mit­
gliedsländer bei Schwierigkeiten mit ihrer Zahlungsbilanz
Ziehungsrechte, das sind Kredite von Devisen des Fonds in
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"Illl Viotnamkrieg als auch die Auslandsinvostitionen amerika­
Ilhl:her Firmen finanzieren. Die amerikanischen Zahlungs­
hlll!l1len wurden passiv, über 50 Mrd $ befinden sich als
vlI{Jabundierendes Spekulationskapital" im Ausland, behin­

",,'" den Kampf gegen die weltweite Inflation und drücken den
Wort des Dollars. Immer mehr Mitgliedstaaten weigern sich,
llllilors zum IWF-Kurs gegen ihre Währung einzuwechseln.
Vlolo Länder sind zum "Floaten" innerhalb bestimmter Band­
Ilililten (Grenzwerte) übergegangen, d. h. zu freien Wechsel-

11I'6ennach Angebot und Nachfrage. Wie die künftige Welt­
wlll1rungsordnung aussehen soll, weiß jetzt niemand, umso­
Illuhr als nun auch die wachsenden Milliardenvermögen der
lldölländer nach gewinnbringenden Anlagemöglichkeiten
1!lllngen.

Die Internationale Arbeitsorganisation (IAO)

noers als die nationalen Arbeitsämter (Landesarbeitsämter
III Österreich) hat das Internationale Arbeitsamt (IAA) nicht
dlu Aufgabe, Arbeitskräfte zu vermitteln. Bereits 1919 im
ll/lhmen des Völkerbundes gegründet, ist das IAA das Büro
dur Internationalen Arbeitsorganisation (IAO), einer Sonder­
1IIClanisation der UN. Es hat folgende Aufgaben:

Beschaffung und Sicherung von Informationsmaterial und
wissenschaftlichen Grundlagen über die Entwicklung des
Arbeitsrechts und der Sozialpolitik;
Vorbereitung der .Jnternationalen Arbeitskonferenzen",
zu denen die Länder je 2 Regierungsvertreter und je 1 Ver­
treter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer entsenden;
Beratung der Mitgliedstaaten bei arbeitsrechtlichen und
sozialpolitischen Maßnahmen.

1110 IAO hat sich folgende Ziele gesetzt:

Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des Lebens­
standards durch Erhöhung der Einkommen;
Sicherung der Vollbeschäftigung;
Ausbau der Sozialversicherung und des Arbeitsschutzes;
Regelung der Arbeitsbedingungen durch Kollektivverträge.

I>ie Tendenz ist auf eine möglichst weltweite Kodifizierung
(l1echtsaufzeichnung) der unterschiedlichen Arbeitsbedin­
lungen gerichtet. Als Gesamtziel wird ein Weltarbeitsmarkt

Illit weitestgehender Freizügigkeit der Arbeitskräfte, d. h.

volle Freiheit der Wahl des Arbeitsplatzes, proklamiert. Auf
diese Weise sollen die großen sozialen Unterschiede in der
Welt in Richtung auf eine Wohlfahrts welt gemildert werden.
Sehr wertvolle und intensive Forschungsaktivität leistet das
IAA auf dem Gebiet der vergleichenden praktischen Sozial­
politik. Besonders den Entwicklungsländern können Erfah­
rungen und Ergebnisse der Forschungen über Produktivi­
tätssteigerung und Beteiligung der Arbeitnehmer am wirt­
schaftlichen Wachstum wertvolle Hilfe leisten. Sie können

dadurch rascher den Vorsprung der Industrieländer einholen.
Die auf den "Internationalen Arbeitskonferenzen" beschlos­
senen Empfehlungen und Konventionen zur Sozialpolitik
werden, wenn sie von den Staaten ratifiziert sind, zu Gesetzen
der Mitgliedstaaten.

Empfehlungen und Konventionen der IAO sind sozial­
politische Mindestnormen. Sie bringen den Arbeit­
nehmern hochentwickelter Industrieländer daher oft
nichts, was sie nicht schon hätten:
a) Welchen Sinn hat die IAO für sie?
b) Was bedeutet eine weltweite Ratifizierung von
Konventionen über die 48-Stunden-Woche für Länder,
die bereits die 40-Stunden-Woche haben?

4 Das GATT (General Agreement on Tariffs and
Trade)

Dieses 1947 geschlossene internationale Abkommen will
verhindern, daß sich der Zusammenbruch des Welthandels
und der internationalen Arbeitsteilung der Volkswirtschaften
der dreißiger Jahre wiederholt, der mitschuldig war am Aus­
bruch des Zweiten Weltkriegs. Die 78 Vollmitglieder bestreiten
90% des Welthandels.
Das GATT will aus diesem Grund die Handelsschranken be­
seitigen und dadurch den Lebensstandard in der Welt er­
höhen, die Vollbeschäftigung verwirklichen, die Hilfsquellen
der Welt erschließen helfen und die Realeinkommen steigern.
Der starke Aufschwung des Welthandels nach 1948 geht zu
einem großen Teil auf das GATT zurück.
Das Hauptinstrument für diesen Erfolg war die im Art. I des
GATT -Vertrags verankerte "Meistbegünstigungsklauser. Der
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englische Ausdruck ,!most favoured nation-treatment" orklfjrt
diese "goldene Regel" des internationalen Handels besser al
der deutsche. Jede Begünstigung, die ein Mitgliedland einem
anderen (der "most favoured nation") gewährt, muß allen
Mitgliedländern gewährt werden. Zoll- und Freihandelszonen
sind von der Weitergabe ihrer internen gegenseitigen Be­
günstigungen befreit.

. Eine geplante Begünstigung Österreichs durch die EG
wurde von den USA als dem GATT nicht konform
kritisiert. Weshalb?

In der Kennedy-Runde des GATT gewährten sich die Mit­
glieder nach langen ergebnislosen Verhandlungen ca. 35­
prozentige Zollsenkungen auf Industriewaren, was die GATT­
Organisation und den Welthandel sehr gestärkt hat.

1. In der Welthandelskonferenz (UNCTAD) der UN
wurde das GATT von den Entwicklungsländern, die
vor allem Agrarprodukte und Rohstoffe exportieren,
beschuldigt, nur die Interessen der reichen Industrie­
länder zu vertreten. Stimmt das? (Lesen Sie noch einmal
den Satz über die Kennedy-Runde und den Absatz
über die GATT-Ziele!) Welche Auswirkungen wird die
stark steigende Bedeutung der Erdölländer haben?

2. Als die USA und Dänemark in jüngster Zeit in Zah­
lungsbilanzschwierigkeiten kamen, verfügten sie starke
Importabgaben. Interpretieren Sie den Erfahrungssatz
eines GATT-Experten: "When world trade declines, the
c1ause suffers with it."

3. Die Bestrebungen des GATT in der Richtung auf
internationalen Freihandel finden wenig Begeisterung
in den Entwicklungsländern. Warum? (Denken Sie an
den ausgezeichneten deutschen Wirtschaftspolitiker
des frühen 19. Jahrhunderts, F. List, und seine
"Erziehungszölle" !)



AnIon Altrichter

Einzelstaat
und Staatengemeinschaft

Internationale Beziehungen

(VIII. Fischer-Lexikon, Bd. 7, Neuauflage 1969.)

I )us innerstaatliche Recht regelt die Rechtsbeziehungen der
',lllatsbürger untereinander. Konflikte, die auf Grund unter­
c:lliedlicher Interessen und Anschauungen entstanden sind,
ollen dadurch auf friedliche Weise ausgetragen werden, Erst

dDr moderne Staat der Neuzeit verbot die Selbsthilfe in Rechts-
Illgelegenheiten und monopolisierte die Zwangsgewalt, wo­
Iloi das Notwehrrecht ein staatlich garantiertes Relikt aus der
loit vor der alleinigen staatlichen Rechtsdurchsetzung dar-
lollt.

Auch im zwischenstaatlichen Bereich bedarf es einer Konflikt­
IOgelung. Erschwert wird diese aber durch das Fehlen einer
Ilherstaatlichen Instanz, die mit dem Monopol der Zwangs­
lusübung ausgestattet ist. Die zweifellos älteste, aber bis heute
loübte Form der Konfliktregelung ist der Krieg. Dem unter-

logenen Gegner werden die Normen des Siegers aufgezwun­
Jon,wenn nicht der Verlierer überhaupt vernichtet wird. Immer

wieder treffen wir aber auch die Idee an, durch machtstaatliche
Ausweitung große Friedensräume zu schaffen (Pax Romana,
Pax Sinica, Pax Britannica) oder durch die Aufnahme fremder

taaten in den eigenen Kulturraum die Rechtsgemeinschaft
luszuweiten. Zwar kannte das Mittelalter noch kein Völker­
recht im heutigen Sinn, aber die Einheit der Kirche und der
universale Machtanspruch des Kaisers sind die Grundlagen für
die Gottes- und Landfriedensbewegung. Bis zur Mitte des
19. Jh.s umfaßte dann das auf naturrechtlicher Grundlage
konzipierte "Jus Publicum Europaeum" nur die Gemeinschaft
der abendländisch-christlichen Staaten. Erst mit der Aufnahme
der Türkei begann die Ausweitung, die zur heutigen Idee des
Völkerrechts mit universalem Anspruch geführt hat.

Neben den Verträgen, durch die einzelne Staaten untereinander
bestimmte Beziehungen regeln, gelten auch gewohnheits­
rechtliehe Normen. Die wohl bedeutendste Norm "paeta sunt
servanda" stellt auch die problematischste dar. Während die
westliche Welt eine Vertragsänderung bei veränderter Lage
nur im gegenseitigen Einvernehmen anerkennt (peacefu/
change), beharrt der Ostblock auf der "c1ausula rebus sie stan­
ti bus", was wiederum bedeutet, daß Verträge auch einseitig
gelöst werden können.
Der Bruch internationaler Abkommen hat immer wieder die
Bedeutung des Völkerrechts geschmälert. Dabei muß aber
gesagt werden, daß wesentlich mehr internationale Verträge
gehalten als gebrochen werden.
Zwar wird heute der Krieg als Ultima ratio zur Durchsetzung
außenpolitischer Ziele formal abgelehnt, die weltweiten Kon­
flikte und lokalen Kriege haben aber dennoch nicht aufgehört.
Noch dazu gibt es keine allgemein anerkannte Definition des
Aggressors oder eine verbindliche Antwort auf die Frage nach
dem "gerechten Krieg".
Blockaden, Eingriffe in die inneren Angelegenheiten eines
Staates und Drohungen werden ebenfalls sehr oft als Mittel
außenpolitischer Machtentfaltung verwendet. Um derartige
Zwangsmittel zu vermeiden und um zu einer geordneten Ge­
staltung des Zusammenlebens der Völker zu gelangen, kommt
der Diplomatie große Bedeutung zu. Ihre Haupttätigkeit
besteht darin, außenpolitische Entscheidungen durch Bericht­
erstattung vorzubereiten und die gefällten Entscheidungen
auf friedlichem Weg durchzuführen. Der Ausbruch von Kriegen
muß aber nicht immer ein Versagen der Diplomatie darstellen
(wie z. B. vor dem Ersten Weltkrieg). sondern kann auch durch
die Diplomatie vorbereitet werden (wie z. B. vor dem Zweiten
Weltkrieg).

Integrationsbestrebungen stellen einen weiteren Versuch dar,
durch überstaatliche Organisationen Spannungsmomente ab­
zubauen. Allerdings zeigt es sich, daß gerade jene Faktoren,
die den Zusammenhalt des Einzelstaates fördern (Sprache,
historisches Bewußtsein, Religion, nationales Denken, Kultur­
gemeinschaft, wirtschaftliche Zusammengehörigkeit), die In­
tegration erschweren, wenn nicht verhindern. Der Weg von
multilateralen Verträgen über den Staatenbund zur Supra­
nationalen Gemeinschaft, wo die Einzelstaaten bereits auf
gewisse nationale Hoheitsrechte verzichten, bis zum Bundes­
staat, wo sie nur noch Selbständigkeit innerhalb des Staats­
rechtes (Föderalismus) besitzen, ist ein weiter und beschwer­
licher.
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Staaten verbindungen

A) Vertrag

e Souveräne Staaten

1.,.1 ••.• Verträge

1. Welche Arten von Verträgen werden häufig gehalIoll
bzw. gebrochen? Geben Sie Beispiele dafür.

2. Was würden Sie als gerechten Krieg bezeichnen?

3. Nennen Sie Beispiele für Staatenbünde, Suprll
nationale Gemeinschaften und Bundesstaaten.

D) Bundesstaat

1. Welche Vorstellungen vertrat Wilson mit seiner Völker­
bundidee ?

2. Warum trat die USA dem Völkerbund nicht bei?

3. Warum war dem Kellogg- Pakt kein Erfolg beschieden?

4. Was beinhaltet die Atlantik-Charta?
(Querverbindung: SchausbergerjMenschenrechte.)

5. Geben Sie einen Überblick über die Organisation und
Arbeitsweise der Vereinten Nationen.

6. Nennen Sie Nebenorganisationen und ihre Tätig­
keitsbereiche.

• 3. 2. 1919: Tagung des Völkerbundausschusses der filII
denskonferenz unter Vorsitz von US-Präsident Wilson

• 27. 8. 1928: Abschluß des Kriegsächtungspaktes (Kellollll
Pakt)

2 Die Vereinten Nationen (UN)

• 14.8.1941: Verkündung der Atlantik-Charta durch U!.
Präsident Roosevelt und Premierminister Churchill an BOld

der "Princeof Wales"

• 1. 11. 1943: Moskauer Erklärung über die Organisation 1II111

Erhaltung von Frieden und Sicherheit

• 25.4.-26.6. 1945: Gründungskonferenz der Vereintllil
Nationen in San Francisco

2.1 Das Werden der Weltorganisation

einfache Verträge

Teile des Bundesstaates

(z. B. Bundesländer)

Souveräne Staaten

Staaten, die auf Teile der
Souveränität zugunsten der
Gemeinsamen Behörde ver­
zichtet haben

Souveräne Staaten

(wie auch der Bundesstaat
als Ganzes einer ist)

Souveräne Staaten

Verträge

o

,
8'- Gemeinsame BehördeI

C) Supranationale Gemeinschaft

B) Staatenbund
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2.3 F r i e den s s ich e run g dur c h die U N

ine Einmischung in innere Angelegenheiten der souveränen
Mitglieder ist auch bei Bruch der Menschenrechte aus­
geschlossen.
Die Vollversammlung kann nur Empfehlungen aussprechen.
Der Sicherheitsrat sollte ein schnelles und wirksames Ein­

greifen der UN gewährleisten. Zwar könnte er kollektive
Zwangsmaßnahmen (Art. 42) beschließen, aber die im
Art. 43 vorgesehene internationale Streitmacht ist nie auf­
gestellt worden.
Das Vetorecht der 5 ständigen Mitglieder soll zwar einen
Krieg gegen eine Großmacht verhindern, hindert aber auch
die Entscheidungsfähigkeit des Sicherheitsrates.
Die Finanzierung der Aktionen der Vollversammlung, die
unter Umgehung des Sicherheitsrates mit der Resolution
"Vereint für den Frieden" beschlossen und durchgeführt
wurden, führten zu einer Finanzkrise, da sich viele Staaten
weigerten, den dafür vorgesehenen Beitrag zu entrichten.
Die UN- Friedenstruppen werden meist aus freiwilligen
Spenden finanziert (z. B. ONUC = Friedenstruppe im Kongo,
UNICYP = Friedenstruppe auf Zypern, UNEF = Friedens­
truppe im Nahen Osten).

Strukturschwächon dor UN

2.4.1 Der Konflikt im Nahen Osten

1947: Großbritannien überläßt die Entscheidung über das
Mandatsgebiet Palästina der UN-Vollversammlung

29. 11. 1947: UN-Empfehlung zur Teilung in ein arabisches
und ein israelisches Staatsgebiet. Es werden aber keine
Maßnahmen zur Durchführung der Empfehlung beschlossen

15. 5. 1948: Ablauf des britischen Mandats
Folge: Kriegszustand (Israel - arabische Staaten)
U N- Maßnahme: Feuereinstellungsgebot durch den Sicher­
heitsrat (Vermittler: Graf Bernadotte)
Problem: ca. 1 Million arabischer Palästinaflüchtlinge

Mai 1950: UNRWA (Hilfsprogramm der UN für Palästina­
flüchtlinge) läuft an

1956: Ägypten verstaatlicht den Suezkanal. Großbritannien
und Frankreich intervenieren militärisch. Israel nützt diese
Situation, den Gaza-Streifen und die Halbinsel Sinai zu
erobern. (Gründe: Dadurch sollte die Sabotagetätigkeit der
arabischen Guerillas beendet und die freie Schiffahrt im
Golf von Akaba gesichert werden.)
Der Sicherheitsrat ist durch Vetos von Großbritannien und

Frankreich blockiert - Beschlußfassung durch die Voll­
versammlung (Resolution "Vereint für den Frieden"):

• FeuereinsteIlung,
• Truppenabzug,
• Waffenembargo,
• Entsendung einer UN-Friedenstruppe (aber nur auf

ägyptisches Gebiet, denn Israel hatte nicht zugestimmt).

2.4 Die T ä t i g k e i t der U N (ausgewählte Beispiele)

(Vgl. G. Schweder: UNO-Instrument der Weltinnenpolitik. Düsseldorf 1971.)

Die Resolution "Vereint für den Frieden" wurde im Koreakrieg
bei Abwesenheit des Vertreters der UdSSR im Sicherheitsrat
und in der Suezkrise 1956 gegen das Veto Großbritanniens
und Frankreichs zur Legalisierung von Zwangsgewalt durch die
Vollversammlung verwendet. Gegen die Supermächte USA
und UdSSR bleibt aber auch dieses Instrument wirkungslos.
Bei der russischen Invasion in Ungarn (1956) wurde diese
Resolution zwar auch beschlossen, eine von den Westmächten
getragene militärische Aktion unterblieb aber, um der Gefahr
eines Weltkriegs auszuweichen. Bei der Invasion in die tSSR
(1968) unterblieb diese Resolution von vornherein.

Vollversammlung
(Notsitzung) stellt fest

I
akute Friedensbedrohung
und Blockierung des
Sicherheitsrates durch
ein Veto

Resolution "Vereint für
den Frieden" (Umgehung
des Sicherheitsrates)

~
Empfehlung Zwangsmaßnahme

(Truppeneinsatz)

Empfehlung

keine akute
Friedens­
bedrohung

Sicherheitsrat
stellt fest

.2 D i

kute Friedens­

bedrohung
(Einstimmigkeit
der 5 Großmächte

notwendig)

I
bindende Sofort-

maßnahmen (ein­
schließlich
Zwangsmaßnahmen)
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Die Eingliederung der Flüchtlinge gelingt nicht

~ ~
Fanatisierung Rechtfertigung nationalisti-
(Guerillatätigkeit) scher Revanchegedanken in

den arabischen Staaten

(Eskalation)

~
KRIEG

Mai 1967: Ägypten zieht Truppen zusammen und verlangt den
Abzug der UN-Truppen

Meinungen der UN-Mitgliedstaaten darüber:

• Abzug nur auf Beschluß des Sicherheitsrats oder der
Vollversammlung (Kanada, Norwegen, Schweden, Dä­
nemark = Teile der UN-Truppen)

• sofortiger Abzug (Indien, Jugoslawien = Teile der
U N-Truppen)

• ohne ägyptisches Einverständnis ist ein Verbleiben auf
ägyptischem Territorium nicht möglich (U Thant)

• Israel erlaubt auch jetzt keine Stationierung von UN­
Truppen auf eigenem Gebiet

19. 5. 1967: Ende des UN-Dienstes auf Sinai
5. 6. 1967: Kriegsausbruch (Die indischen UN- Truppen

waren aus dem Gaza-Streifen noch nicht abgezogen und
erlitten daher bei der israelischen Eroberung Verluste)

17. 6. 1967: Notsitzung der Vollversammlung
Kompromißvorschläge werden nicht akzeptiert
• Rückzug der UN-Truppen und Lösung des Flüchtlings­

problems
• Anerkennung Israels durch die arabischen Staaten und

freie Schiffahrt im Golf von Akaba
G. Jarring vermittelt Waffenstillstand
UN-Beobachtungstruppe am Suezkanal

1971: Sicherheitsrat und Vollversammlung beschuldigen
Israel der Annexion arabischer Gebiete

Ab 1972 verstärkte Guerillatätigkeit der Araber ("Schwarzer
September")

Oktober 1974: 4. Krieg: Syrien und Ägypten gegen Israel
Die Initiative in der Friedensvermittlung geht auf die Super­
mächte über (US-Außenminister Kissinger/Truppenentflech­
tungsabkommen).
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in Durchbruch erfolgt abor Ol~l dUlch eho I-riodoll~b(llllit
schaft des ägyptischen Staatspräsidenten Sadat (NOVOl1lh
1977). Erst nach besonderem Einsatz von US- Pri:iSI(1011

Carter (Camp David/September 1978, FriedensmiS:.11I1I
März 1979) kommt es zur Unterzeichnung eines Friedlll1
vertrages zwischen Israel (Begin) und Ägypten (Sadal).
Folge: Spaltung der arabischen Welt C,Ablehnungsfront")
Offenes Problem: Autonomie bzw. Eigenstaatlichkeit 1111

4 Millionen Palästinenser.

2.4.2 Koreakrieg

Juni 1950: Nordkoreanische Truppen fallen in Südkorea 41111
Der Sicherheitsrat (UdSSR abwesend) verurteilt die Ag!)11
sion und ruft alle UN-Mitglieder auf, Südkorea zu helfen

September 1950: 16 Nationen (aber größtenteils SoidalnIl
aus den USA) unter US-Kommando beginnen die Gegull
offensive

November 1950: U N-Truppen überschreiten den 38. Broitn
grad und erreichen die chinesische Grenze. Die Voiksrepli
blik China entsendet "Freiwillige". Die UN- Truppen müs~nll
zurückweichen

Frühjahr 1951 : Front am 38. Breitegrad
Juli 1953: Waffenstillstand (UN-Kommission bleibt, die Voll

versammlung wiederholt die Forderung nach einem VUl
einten, unabhängigen Korea)

Bis 1970 gab es 300 Sitzungen der Waffenstillstandskomml
sion, aber kein einziger der Streitfälle wurde geschlichtet.

2.4.3 Völkermord in Biafra

30. 5. 1967: Die nigerianische Ostprovinz Biafra sagt sich
von der Zentralregierung los.
Stellungnahme und Reaktion der UN:

• innere Angelegenheit des Staates Nigeria
• keine Bedrohung des internationalen Friedens
• kein UN-Mitglied stellt Antrag auf Behandlung dt

Problems vor der Vollversammlung

Die Tätigkeit der UNbeschränkt sich daher auf unpolitisch.
und nichtmilitärische Aktionen: Hilfsmaßnahmen der UNICEf
(Mitte 1967 - Ende 1968: 1,5 Millionen Hungertote), Tat
sachen untersuch ungen.



.4.4 UN-Einsatz auf Zvporn

11160:Die britische Kronkolonie wird unabhängig. Die grie-
hische Untergrundbewegung EOKA will die Vereinigung

mit Griechenland (Enosis). Die Verfassung sollte aber die
Rechte der türkischen Minderheit schützen (Garantie­
mächte : Großbritannien, Griechenland, Türkei).

11)63: Türkische Protestdemonstrationen gegen eine Verfas­
ungsänderung lösen einen Bürgerkrieg aus.

4 3.1964: Sicherheitsrat beschließt Intervention durch eine
Friedenstruppe (4500 Mann).

!\llgust 1964: Neuerlicher Feuereinstellungsbefehl.
November 1967: General Grivas entwaffnet 50 UN-Soldaten

und läßt 28 türkische Bewohner massakrieren. UN-Sonder­
beauftragter kann mit Hilfe der NATO intervenieren.

b 1970: Mordanschläge der EOKA gegen Präsident Makarios,
der sich von einer Vereinigung mit Griechenland distanziert.

',ommer 1974: Sturz des Präsidenten Makarios und als Folge
der griechisch-zypriotischen Übergriffe Invasion der tür­
kischen Armee. Kriegsgefahr Türkei-Griechenland.

nie ca. 3000 Mann starke UN- Truppe ist machtlos gegen
c;l1. 50000 Mann griechisch-zypriotische Nationalgarde und

0000 Mann türkisch-zypriotische Selbstschutztruppe +tür­
Ische Invasionsarmee. Drei Österreicher fallen als UN-Sol­

einten bei einem türkischen Bombenangriff.

a Machtblöcke und Krisenherde

Art. 51 u. 52 aus der UN-Charta (Nach Ploetz: Konferenzen
und Verträge, Würzburg 1959) :

Art. 51 : "Nichts in der vorliegenden Satzung kann das unveräußer­
liche Recht auf Selbstverteidigung einzelner oder mehrerer Staaten
heeinträchtigen, wenn ein bewaffneter Angriff auf ein Mitglied der
Vereinten Nationen erfolgt, bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung des
Friedens und der internationalen Sicherheit notwendigen Maßnahmen
IIrgriffen hat."
Art.52 (Regionale Abkommen): ,,1. Keine Bestimmung der vor­
lIogenden Satzung schließt das Bestehen von regionalen Abkommen
oder Organen aus, die sich mit der Aufrechterhaltung des Friedens
lind der internationalen Sicherheit bezüglichen Fragen befassen,
die im Rahmen regionaler Maßnahmen gelöst werden können, voraus­
Jesetzt, daß solche Abkommen oder Organe und ihre Tätigkeit mit

den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen vereinbar sind."

3.1 Wes t I ich e A 11i a n z und War s c hau e r Pak t

Schon bei der Gründung der Vereinten Nationen war man sich
klar darüber, daß damit die einzelnen Staaten nicht der Aufgabe
enthoben wurden, zu ihrem Schutz und zur Aufrechterhaltung
des Friedens entsprechende Vorkehrungen zu treffen. Die Kon­
frontation der beiden Supermächte USA und UdSSR ("Kalter
Krieg") führte zu einer Abgrenzung der Einflußsphären und
zur Bündnisbildung.
Sehr bald hatten die US-Politiker erkannt, daß nicht nur die
Siegerkoalition des Zweiten Weltkrieges zerfallen war, sondern
daß Stalin eine Ausweitung der kommunistischen Macht­
sphäre konsequent betrieb. Die Trumandoktrin, die Vanden­
bergresolution, der Marshallplan und die "Politik der Stärke"
des US-Außenministers Dulles kennzeichnen die US-Versuche,
dieser Ausdehnung zu begegnen.
Die Umwandlung der Tschechoslowakei in eine Volksrepublik,
der Bürgerkrieg in Griechenland und die Berlinblockade ver­
anlaßten die USA zur Gründung der Nordatlantischen Verteidi­
gungsgemeinschaft. Dieser Pakt wurde zur schlagkräftigsten
Organisation des Westens (NATO, 1949).

"Art. 5: Die vertragschließenden Staaten sind darüber einig, daß ein
bewaffneter Angriff gegen einen oder mehrere von ihnen in Europa
oder Nordamerika als ein Angriff gegen sie alle betrachtet werden
wird, und infolgedessen kommen sie überein, daß im ~alle eines
solchen bewaffneten Angriffs jeder von ihnen in Ausübung des in
Artikel 51 der Satzung der Vereinten Nationen anerkannten Rechts
zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung dem Vertrags­
staat oder den Vertragsstaaten, die angegriffen werden, Beistand
leistet, indem jeder von ihnen sofort für sich und im Zusammenwirken
mit den anderen Vertragsstaaten diejenigen Maßnahmen unter Ein-

Mitgliedstaaten der Nato
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3.2 Neu t r a I i s mus und Neu t r a I i t ä t

Möglichkeiten der WoilOr0l11WILklllilU
• Konfrontation (Stellvertreterknogo)
• Koexistenz (friedlicher Wettstreit)
• Konvergenz (Angleichung der Systeme)
Ihrer inneren Struktur nach unterscheiden sich NATO 1I11il

Warschauer Pakt sehr wesentlich.

Die Idee des Neutralismus ist im Gegensatz zum völkerrecht
lich klar bestimmten Begriff der Neutralität verschwommen 111111

unscharf. Vor allem sind es die Staaten der afro-asiatisch""
Welt, die in ihrer Außenpolitik ein Lavieren zwischen Ost lIlId
West vollziehen (Dritte Welt). Sie beziehen dabei keine SIIII
lung zum ideologischen West-Ost-Konflikt, vielmehr las!>oll
sie bereits einen zukünftigen Nord-Süd- Konflikt, die POIUII
sierung zwischen reichen Industrieländern und armen Eill
wickiungsländern, erkennen. Nehru, Nasser, aber auch TIIII
gelten als markante Theoretiker neutralistischer Außenpolitik
Allerdings fehlt dieser Form der Außenpolitik jegliche BI

rechenbarkeit. Trotz ihrer Betonung der aktiven Frieden!
politik kann sie aggressiv sein, kann aber andererseits in Fragoll
von Unrecht und Aggression eine ideologisch neutrale HaltullII
einnehmen. Zu einer gemeinsamen Politik der "Blockfreiell'
ist es auf Grund der vielfältigen Interessen nie gekommen.
Mit Neutralität bezeichnen wir die rechtliche und politisclHl
Stellung eines Staates, der an einem Krieg anderer Staatoll
nicht teilnimmt. Diese Haltung kann ein Staat von Fall zu Fall
einnehmen (gewöhnliche Neutralität) oder aber zur Maximo
seiner Außenpolitik machen (permanente Neutralität).

schluß der Verwendung bewaffneter Kräfte ergreift, dio or für not
wendig erachtet, um die Sicherheit des nordatlantischen Gebietes
wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten."

(Nach Ploetz, a. a. 0.)

Neben der NATO entstanden rund um den kommunistischen

Machtbereich in Europa und Asien westliche Bündnisse
(ANZUS 1951, SEATO 1955, CENTO 1959), die allerdings
in ihrer Wirksamkeit sehr beschränkt sind und waren.
Die enge Zusammenarbeit der westeuropäischen Staaten und
die Einbeziehung der BRD brachten als Antwort der Sowjet­
union einen Aufrufzu einer europäischen Sicherheitskonferenz,
die aber von den USA und 23 europäischen Staaten abgelehnt
wurde. Daher schlossen sich die Vertreter der 8 Ostblockstaaten

zu einer straffen Organisation zur Durchführung gemeinsamer
Maßnahmen zusammen (Warschauer Pakt, 1955).

"Art. 4: Im Falle eines bewaffneten Überfalls in Europa auf einen oder
mehrere Partner werden alle von ihnen in Übereinstimmung mit Art. 51
der Charta der U N dem Angegriffenen mit allen, auch militärischen
Mitteln sofort Beistand - individuell und in Vereinbarung mit den
anderen Teilnehmerstaaten - leisten. Die hiezu ergriffenen Maß­
nahmen werden eingestellt, wenn der Sicherheitsrat die notwendigen
S~hritte zur Wiederherstellung des Friedens ergriffen hat."
"Art. 5: Um für einen solchen Fall gerüstet zu sein, kommen die
Partner überein, Streitkräfte zur Verfügung zu stellen und dafür ein
vereintes gemeinsames Oberkommando zu schaffen."

(Nach Ploetz, a. a. 0.)

Die durch 20 Jahre von den Westmächten abgelehnte Kon­
ferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE)
fand im Sommer 1975 in Helsinki statt. Sie brachte eine

völkerrechtliche Absicherung des De-facto-Zustandes in
Europa nach dem Zweiten Weltkrieg und muß somit als
außenpolitischer Erfolg der Sowjetunion gewertet werden.
Der Sowjetunion wurde dadurch auch ohne offiziellen
Friedensschluß nach 1945 die politische Vormachtstellung
in Europa eingeräumt. Solschenizyn sprach vom verlorenen
Dritten Weltkrieg.
Diese beiden Blöcke weisen grundlegende Unterschiede ihres
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Systems auf. Es
handelt sich hier somit um einen ideologischen Gegensatz,
wobei beide Blöcke für sich weltweite Geltung beanspruchen,
weil sie glauben, daß ihre politischen Ordnungsvorstellungen
gut und gerecht seien.
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Frankreich und die NA TO

1966 Forderung Frankreichs
nach Desintegration
Folgen:
• Verlegung des NATO­

Hauptquartiers nach Bel­
gien

• Frankreich zieht sich aus

den integrierten Komman­
dosteIlen zurück

• Frankreich besitzt eine ei­

gene Atomstreitmacht

CSSR und der Warscl1.l/It',
Pakt

1968 Liberalisierungswollt
("Prager Frühling")
Folgen:
• Einmarsch von Trupp""

der Warschauer- Pakt

Staaten in die CSSR (1\11

gust 1968)
• Sturz der Regierung
• Säuberungswelle in dOI

KPC



l1io wichtigsten Pflichten eines neutralen Staates sind im
Konfliktfall :

Unparteilichkeit
Gleichbehandlung der Kriegführenden
Garantie der Gebietsunverletzlichkeit

I.u Zeiten, wo alle Hoffnungen auf den Weltfriedensorgani­
'lfltionen und kollektiven Sicherheitspakten lagen, galt die
völkerrechtliche Neutralität nicht viel. Oft wurde sie sogar als
Widerspruch zur Idee der Friedenssicherung aufgefaßt. Könne
man denn im ideologischen Konflikt der Weltanschauungen
ibseits stehen? Müsse man sich nicht kollektiv für den Frieden
ngagieren? Die Entwicklung in Österreich seit 1955 hat
lerade das Gegenteil bewiesen. Die Aufnahme in die UNO

hat die Vereinbarkeit der kollektiven Friedenssicherung mit
eier Neutralität gezeigt. Und wenn auch die Neutralität ein
Akt der Staatsräson ist. so können neutrale Staaten doch eine

uroße Zahl von Diensten der Völkergemeinschaft anbieten:

Führende Staaten und Räume politischer Entscheidungen

'..

C=:J Räume mit akuten

oder latenten Krisen

c::> Räume politischer EntSCheidungen

I 11 111 Bedeutungsstufen

Vermittlung, Gefangenenaustausch, Unterstützung des IRK,
Mandate u. a. Österreich hat darüber hinaus nie seine Zu­

gehörigkeit zur freien westlichen Welt verleugnet. Als allerdings
die Ungarn (1956) und die Tschechen (1968) einen ähnlich
neutralen Status anstrebten, beendeten russische Panzer diese
Hoffnung; und es ist auch für die Zukunft anzunehmen, daß
die Sowjetunion in ihrem Machtbereich keine Neutralität
duldet. Die Stellung Jugoslawiens ist dafür ein warnendes
Beispiel.
Im Lichte der sowjetischen Koexistenztheorie erhält die
österreichische Neutralität sehr gefährliche Aspekte. Neu­
tralität bedeutet in diesem Sinn Parteinahme für den Frieden.
Dies wiederum heißt die Außenpolitik der Sowjetunion
unterstützen, da in der Theorie des Marxismus- Leninismus
die Sowjetunion Vormacht des Friedens gegen die poten­
tiellen Kräfte der Aggression (kapitalistischer Westen) ist
(vgl. Ginther a. a. 0.).
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1. Nennen Sie militärische Bündnisse und beschreiben

Sie deren Ziele, Aufgaben sowie ihre gegenwärtige
Bedeutung.

2. Zeichnen Sie in die Karte .,Führende Staaten und
Räume politischer Entscheidungen" die gegenwärtigen
Krisenherde und bewaffneten Auseinandersetzungen
ein.

3. Welche Chancen besitzt Ihrer Meinung nach ein neu­
traler Staat im Kraftfeld der Supermächte?

Grundlagen:
• A. Böhm, Ost/West- Konfrontation oder Koexistenz, Osnabrück 1970
• R. Geyer, Entspannung, Neutralität, Sicherheit, Osnabrück 1970
• G. Kaminski, Bewaffnete Neutralität, Wien 1970
• H. Schneider, Friedensforschung und Friedenspädagogik, Politische Bil­

dung 17, Wien 1974
• K. Ginther, Österreichs immerwährende Neutralität, Politische Bildung 19,

Wien 1975

4 Das Internationale Rote Kreuz (IRK)

1862 erschien Dunants Buch "Erinnerungen an Solferino".
Damit war die Idee des Roten Kreuzes geboren. Heute ver­
birgt sich hinter dem IRK eine Zahl von verschiedenen Or­
ganisationen mit unterschiedlichen Aufgaben. Alle diese Or­
ganisationen sind in der IR K- Konferenz zusammengefaßt.

Internationale
Rotkreuz- Konferenz
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Das Internationale Komiteo vom ROlon Kroul (I KR K) ist IWIH

nur ein privatrechtlicher Verein Schweizer Bürger, aber 0111
völkerrechtlich ausdrücklich anerkannte Institution. SOUl
Hauptaufgabe besteht darin, die 4 Genfer KonventiOllll1l
(humanitäres Völkerrecht) von 1949 zu überwachen lIIlIl
weiterzuentwickeln:

• Genfer Abkommen zur Verbesserung des Loses der VOI
wundeten und Kranken der bewaffneten Kräfte im Feld.

• Genfer Abkommen zur Verbesserung des Loses von VOI
wundeten, Kranken und Schiffbrüchigen der bewaffnOlilll
Kräfte zur See.

• Genfer Abkommen über die Behandlung der Kri
gefangenen.

• Genfer Abkommen über den Schutz der Zivilpersonen 1111
Kriegsgebiet.

Dem Komitee stehen nur sehr begrenzte Mittel zur DurchfiJlI
rung dieser Aufgaben zur Verfügung. Eine RechtsabteilulllI
dokumentiert Verstöße, versucht die Weltöffentlichkeit zu i11
formieren und arbeitet an der Fortentwicklung der KonvOIl
tionen. Ein Operationsdepartement hat fünf GeneraldelegiOll1l
für Afrika, Asien, Nordamerika und Europa, Lateinamenhll
sowie Naher Osten und ad hoc Einsatzdelegierte.
Die Liga der Rot-Kreuz-Gesellschaften ist die DachorganiBll
tion der nationalen Rot-Kreuz-Gesellschaften. Ihr Hauptaul
gabenbereich liegt im Einsatz gegen Naturkatastrophen.
Die nationalen Rot- Kreuz-Gesellschaften hatten ursprünu
lich die Aufgabe, in Kriegszeiten das Sanitätspersonal dOl

Armeen zu unterstützen. Daraus wurde aber eine ständigo,
zentral geführte Organisation, die auch in Friedenszeiten du
RK-Zeichen führt und den RK-Grundsätzen entsprechend,
Tätigkeiten verrichtet (Pfleger- und Schwesternausbildunu,
Krankentransporte, Ambulanzdienst Blutspenden). Oft WUI

den nationale Rot-Kreuz-Gesellschaften zu Wegbereitern flll
staatl iche Institutionen.

Nehmen Sie Stellung zu folgender Aussage:
"Es wäre besser, alle Mittel des IRK für die Friedens­
forschung zu verwenden, um Kriege zu verhindern."

Vergleichen Sie diese Aussage mit dem, was J. Anouilh
seine Antigone sagen läßt: "Ich will alles, sofort und
vollkommen, oder ich will nichts."



Einheit Europa 1

.1 Paneuropa

(HUAder, zusammengestellt nach R. Coudenhove-Kalergi: Paneuropa, Wien
l'l06.)

Auszug aus dem Europäischen Manifest (1924)

,,!:uropas Politik steuert einem neuen Kriege zu, der unseren Erdteil
111 einen Friedhof verwandelt.

Dieser Vernichtungskrieg, den die europäische Politik vorbereitet,
wird an Schrecklichkeit den Weltkrieg ebenso weit hinter sich lassen
wlo dieser den deutsch-französischen. Sein Ziel wird die Ausrottung
dur feindlichen Nation sein. Der Hauptkampf wird sich gegen die
1l1ädte des Hinterlandes richten, gegen Frauen und Kinder. Die
IlOsiegten Nationen werden vernichtet - die siegreichen tödlich ver­
wundet aus diesem Massenmorden hervorgehen.
Dieser drohende Krieg bedeutet den gründlichen Untergang Europas,

iner Kultur und Wissenschaft. Andere Erdteile werden an dessen
l~telle treten."

-in Vergleich

"Wie damals der Sieg und die Ausbreitung der griechischen Kultur
Ober alle Länder des Mittelmeeres zeitlich zusammenfiel mit dem
Untergang der Freiheit und der wahren Kultur Griechenlands - so
droht heute Europa und seine Kultur zusammenzubrechen, während
die Welt sich scheinbar europäisiert. Die größere Tragik aber ist, daß

uropa stirbt, ohne daß die Europäer dessen Todesgefahr erkennen."

Nachkriegszeit

"Nach derr Krieg hätten Deutsche und Italiener gern ihre Pässe gegen
Pässe der Vereinigten Staaten vOn Europa eingetauscht - während

ranzosen und Engländer nur daran dachten, ihren Patriotismus und
Ihre siegreichen nationalen Vaterländer durch einen Europabund zu
rgänzen, nicht zu ersetzen."

Schuman-Plan (1950)

"Der französische Wirtschahsdenker Jean Monnet war zur Überzeu­

gung gelangt, daß die Einigung Europas von der Wirtschaft ausgehen
müsse. Der neue französische Auße-nminister Robert Schuman

machte sich diesen Gedanken zu eigen. Er schlug Deutschland,
England, Italien und den Beneluxstaaten vor, ihre Stahl-, Eisen- und
Kohlenproduktion unter einer übernationalen Autorität zusammen­
zuschließen, um damit eine feste Grundlage für eine Europäische
Wirtschahsgemeinschah zu schaffen."

Deutsch -französische Freu ndschaft

"Der Weg zur Einigung Europas führt über zwei Stufen: über den
Staatenbund zum Bundesstaat.

Die sechs Regierungen des Europamarktes sind grundsätzlich bereit,
sich politisch zusammenzuschließen, seit der Begegnung zwischen
de Gaulle und Adenauer in Rambouillet, kurz nach de GaulIes
Wiederkehr zur Macht.
Diese beiden Staatsmänner haben sich entschlossen, die Erbfeind­
schaft ihrer beiden Nationen für immer zu begraben und gemeinsam
den Zusammenschluß Europas vorzubereiten."

5.2 I d e e und Wir k I ich k e i t

Nur wenige Intellektuelle nahmen die 1922 von Wien aus­
gehende Paneuropabewegung ernst. Politikern und Wirt­
schaftsführern schien sie utopisch. Die Überwindung der
deutsch-französischen Feindschaft durch Stresemann und
Briand scheiterte bereits 1933. Winston Churchill trat danach
das geistige Erbe beider Politiker an. Aber im Triumvirat
(Roosevelt, Stalin, Churchill) gegen Hitler war Churchill zur
Durchsetzung des Europagedankens zu schwach.
In Jalta wurde dann 1945 die Teilung in eine westliche und eine
östliche Einflußsphäre vorgenommen. Damit wurde die Idee
eines Vereinten Europas der Länder vom Atlantik bis zum Ural
eine Fiktion. Alle Integrationsbestrebungen umfassen daher
bis heute nur Teile von Europa. Militärische und wirtschaft­
liche Bündnisse zeigen dabei rasche Wirksamkeit; politische
Einigungsversuche dagegen geraten allzuoft in Konflikt mit
nationalen Interessen.

• 1948 Schaffung der OEEC auf Veranlassung der USA zur
Durchführung des Marshallplans

• 1949 COMECON als Gegenorganisation von der UdSSR
gegründet

Die Liberalisierung des Waren- und Zahlungsverkehrs im
Europa westlich des Eisernen Vorhangs gab den Anstoß für
weitere Integrationspläne, wobei aber verschiedene Konzepte
vorlagen.

• 1958 EWG mit dem Ziel einer Wirtschaftsunion
• 1960 EFTA mit dem Ziel einer Freihandelszone

Unter Einschluß von Kanada und den USA wurde die OEEC
1960 zur OECD (Organization for Economic Cooperation and
Development) umgewandelt (weitere Beitritte: 1964 Japan,
1969 Finnland; Australien, Neuseeland und Jugoslawien
in einzelnen Ausschüssen). Zahlreich waren und sind die
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Krisen innerhalb der wirtschaftlichen Integrationen. Dennoch
ist ihnen mehr Erfolg beschieden als der parlamentarischen
Initiative zur europäischen Einigung. Der 1949 gegründete
Europarat konnte sich noch immer nicht zu einem europäi­
schen Parlament weiterentwickeln. Zwar scheiterte die
Europa- Union, aber drei wichtige Einzelverträge errangen
große Bedeutung (Menschenrechtskonvention, Europäischer
Gerichtshof für Menschenrechte, Sozialcharta) .

Aus dem Statut des Europarats :

"Art. 1 a-d: Der Europarat bezweckt einen stärkeren Zusammen­
schluß seiner Mitglieder zum Schutz und zur Förderung der Ideale
und Prinzipien, die ihr gemeinsames Erbe sind, und zum Besten ihres
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts.

b) Die Organe des Rates sollen diese Ziele verfolgen, indem sie alle
Fragen, die sie gemeinsam angehen; besprechen, Vereinbarungen
treffen und gemeinsam handeln in Angelegenheiten der Wirtschaft,
Sozialpolitik, Kultur, Wissenschaft, Gesetzgebung und Verwaltung,
indem sie die Menschenrechte und Grundfreiheiten achten und ihrer

Verwirklichung näherbringen.
c) Die Teilnahme an der Arbeit des Europarats berührt nicht die Mit­
arbeit seiner Mitglieder an dem Werk der Vereinten Nationen und
anderer internationaler Organisationen und Vereinigungen, deren

Mitglied sie sind.
d) Angelegenheiten der nationalen Verteidigung gehören nicht zur
Zuständigkeit des Europarats."

(Nach Ploetz, a. a. 0.)

General·
Sekretariat

1. Nehmen Sie Stellung zu folgenden Thesen:
• Europa ist eine Kultureinheit.
• Europa ist älter als seine Nationalstaaten.
• Das Argument von den unüberbrückbaren nationalen

Gegensätzen ist falsch.
• Die europäische Einigung ist nicht abhängig von der

Definition des Begriffes Europa.

2. Entwerfen Sie eine Europakarte, in der Sie die kom­
plizierten Integrations- und Teilungsbestrebungen fest­
halten.

(Querverbindung: Klimpt/Die großen Wirtschaftsorganisationen.)

Der Europäische Schultag (ESD) ist eine bereits 1953 gegrlill
dete nichtstaatliche internationale Organisation, die sich 1111

die 10- bis 20jährigen wendet mit dem Auftrag, sich übtll
Europa als Einheit Gedanken zu machen. Er organisiert alljäht
lich einen Schülerwettbewerb (etwa 1,5 Millionen Teilnehmot),
ein Jugendtreffen und eine Lehrertagung (Teilnehmer Clll
13 Ländern). Seit 1957 genießt der ESD als einzige nichl
staatliche Organisation den Ehrenschutz des Europarates. I,
erhält Unterstützungen durch die Europäischen Gemeill
schaften, die Europäische Kulturstiftung und die nationalull
Kultusministerien. Österreicher arbeiten in leitenden Positionoll
im ESD mit.
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Anton Altrichtor

Wesen und Aufgaben des
modernen Staates

1 Das Spannungsverhältnis von Freiheit und Ordnung

Inhalt und Umfang des Freiheitsbegriffes sind nur unscharf
zu bestimmen. Im Laufe der historischen Entwicklung gab es
in den verschiedenen Kulturkreisen oft weit auseinander­

gehende Auffassungen. Eine Begriffsbestimmung scheint
somit gewagt; dennoch soll sie versucht werden. Grundsätz­
lich ist zu unterscheiden:

• Willensfreiheit: Fähigkeit des Menschen, etwas zu wollen
oder nicht zu wollen; Fähigkeit des Menschen, dieses oder
jenes zu wählen.

• Handlungsfreiheit: Umsetzung des freien Willens in die Tat.

Hier muß aber einiges angemerkt werden:

• Es gab und gibt theologische, philosophische und ideolo­
gische Systeme, die dem Menschen die Willensfreiheit
absprechen.

• Der Einfl uß von psychischen, physischen und sozialen
Umständen wird in seiner Wirkung auf die Handlungsfreiheit
verschieden bewertet.

Das Streben nach Verwirklichung des eigenen Willens erzeugt
innerhalb der Gesellschaft Konflikte, es sei denn, daß alle
das gleiche wollen. Freiheitsstreben und Ordnungstendenzen
stehen daher in einem Spannungsverhältnis.

• Ordnung wird unter anderem folgendermaßen definiert:
Sie ist eine sinnvolle, erkennbare und planmäßige Zu­
sammenstellung von vielen Einzelheiten zu einem bestimm­
ten Ganzen.

Von don Vorsokratikern, die gegenüber dem Chaos die
Ordnung als die bessere Form der Seinsgestaltung bezeich­
neten, über den mittelalterlichen Ordobegriff, der die Hin­
ordnung des Seienden auf Gott als Endzweck meint, zum
rationalen Ordnungsbegriff der Aufklärung und dem ent­
gegengesetzten gefühlsmäßigen Ordnungsbegriff der Roman­
tik führen viele verzweigte Linien. Die gegenwärtige Sozio­
logie sieht eine ihrer Hauptaufgaben darin, den Prozeß der
Bildung und Aufrechterhaltung (Integration) sowie der
Lockerung, Auflösung und Zersetzung (Desintegration) der
Ordnung zu erforschen.

• Eine dementsprechende Ordnungsdefinition lautet: Ord­
nung ist eine stabile Beziehung innerhalb eines sozialen
Gebildes. Sie besteht in einer Ordnung der Teile zum
Ganzen, wie auch des Ganzen zu den Teilen und der
Teile untereinander.

Auch hier muß einiges angemerkt werden:

• Es gibt unterschiedliche Auffassungen über die Notwendig­
keit der Ordnung an sich und ihres Geltungsbereiches im
besonderen.

• Noch unterschiedlicher sind die Vorstellungen von Ge­
rechtigkeit in der Vielzahl der Ordnungsideen.

Die bloße Freigabe von Handlungschancen und Wahl­
möglichkeiten ist noch kein sittlicher Wert. Dieser entsteht
erst in Verbindung mit der Selbstverantwortung, welche die
Bereitschaft zu sachgebundener Leistung und zur Anerken­
nung einer objektiven Ordnung aus freiem Entschluß ein­
schließt.

Ordnung wird durch ein Normengefüge aufrechterhalten.
Moralische Normen verpflichten den einzelnen nur im Ge­
wissen. Normen der Konvention (Sitte) können durch gesell­
schaftliche Sanktionen vorgeschrieben werden. Rechtliche
Normen allein besitzen durch die Androhung institutionali­
sierter Zwangsgewalt ihre äußere Durchsetzbarkeit. Morali­
sche, sittliche und rechtliche Normen stehen in einem engen
Wechselverhältnis (Übereinstimmung, Normenkonflikt, Ver­
fall der Rechtsordnung durch Verlust des moralischen
Normenkataloges, Änderung der Rechtsordnung durch Wand­
lungen der Konvention u. a.).

• Autorität kann in diesem Zusammenhang als das Recht
und die Fähigkeit von Mitmenschen Gehorsam und An­
erkennung zu verlangen, definiert werden.
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1. Was müßte Ihrer Meinung nach Inhalt und Umfang
von politischer Freiheit sein?

2. Versuchen Sie einen historischen Längsschnitt:'
• Freiheit und Sklaverei im Altertum,
• Freiheitsunterschiede im Mittelalter,
• politische und wirtschaftliche Freiheit im Merkan­

tilismus, Liberalismus und in der Industriegesellschaft.

Bedenken Sie noch folgendes: Die historischen und gegen­
wärtigen Sozialordnungen bieten für die Verwirklichung des
Freiheitspostulates verschiedene materielle und ideelle Be­
dingungen. Manche bieten sogar für verlorengegangene
politische Frei heiten Ersatzformen (Freiheitsräume wie z. B.
Konsum, Freizeit).

Literatur:

• H. Schneider. Die politische Freiheit, in: Freiheit des Menschen, hg. v.
A. Paus. Styria, Graz 1974

(Querverbindung: Schausberger/Die Menschenrechte.)

2 Das Wesen des Staates

2.1 Begriffsbestimmung

In der wissenschaftlichen Diskussion werden unterschied­
liche Staatsbegriffe verwendet. Dies ist teilweise dadurch
bedingt, daß von unterschiedlichen Aspekten (philosophi­
schen, juristischen oder politikwissenschaftlichen Fragestel­
lungen) ausgegangen wird. Während in den philosophischen
Fragestellungen der Staat meist als Überbegriff für die unter­
schiedlichen Herrschaftsordnungen des Abendlandes ver­
wendet wird, konkretisiert sich die Bezeichnung "Staat" bei
juristischen Fragen meist auf die in der Neuzeit des Abend­
landes gewordene Herrschaftsordnung, wo auf abgegrenztem
Gebiet ein Volk zur Wahrung gemeinsamer Güter und Werte
durch hoheitliche Gewalt zusammengehalten wird .

• Staatsvolk : Staatsbürger mit besonderen Rechten und
Pflichten und Fremde (Ausländer und Staatenlose), die
sich innerhalb des Staatsgebietes aufhalten - ausgenom­
men Exterritoriale im Sinne des Völkerrechtes - unterliegen
der nationalen staatlichen Rechtsordnung .
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• Staatsgebiet: Jener geographischo Ilflllin, in dom oinorn
Staat die alleinige Herrschaftsgewalt zusteht.

• Staatsgewalt: Jene Herrschaftsgewalt, die autonom innOlIl
und äußere Rechtsbeziehungen regelt.

Das Wort leitet sich von ,,10 stato" (status/Zustand do
Gemeinwesens) ab und wird in den italienischen Kommunon
der frühen Neuzeit gebräuchlich. Erst im 18. und 19. Jit
wird es im mitteleuropäischen Bereich verwendet. Frühorll
Bezeichnungen für Gemeinwesen (polis, res publica, regnull1,
imperium) decken sich inhaltlich damit nicht, Allerdinu
wurde durch verschiedene Zusätze, z. B. Personenverband:.
staat des Frühmittelalters, Feudalstaat des Hochmittelalter:.,
Ständestaat des Spätmittelalters und der frühen Neuzeit daralll
hingewiesen, daß zwischen dem modernen Staat dOl
Neuzeit und seinen Vorgängern Unterschiede bestehen, dal',
aber auch zahlreiche Entwicklungslinien vorhanden sind
Von politikwissenschaftlicher Fragestellung her werden gegOIl
die Verwendung des Staatsbegriffes Einwendungen g/
macht:

• Mehrfachstaatsbürgerschaften sind möglich.
• Der Staat ist nicht auf ein bestimmtes Territorium b

schränkt (Kontrolle durch Groß- und Supermächte).
• Der Staat ist nicht immer souverän (supranationale Go

meinschaften).
• Der Staat ist keine dauerhafte Einrichtung. Parteien und

Verbände überdauern ihn oft.

In der Politikwissenschaft wird daher der moderne Staot
der Neuzeit als historische Kategorie bezeichnet und der B
griff des Politischen Systems verwendet. In jeder Gesellschait
werden politische Grundfunktionen erfüllt, die bei entwickelten
sozialen Verhältnissen Sache eines besonderen Institutionen,
Rollen- und Handlungsgefüges sind. Dieses Gefüge wird al!;
Politisches System der betreffenden Gesellschaft bezeich
net.

(Vgl. H. Schneider: Politik und Gesellschaft, in: Der Mensch in der Gesell
schaft/ORF-Studienprogramm, Wien 1972.)

2.2 Entstehung von Herrschaftsordnungen

Folgende Denkmodelle bieten einen Ansatz:

• Vertragstheorie : Das Gemeinwesen bildet sich durch einen
Gesellschaftsvertrag von freien Individuen.

• Organismustheorie : Das Gemeinwesen ist ein Produkt des



ipp

(Nach H. Mitteis, Deutsche Rechtsgeschichte, München 1963.)

2.3.1 Die Entwicklung des Territorialstaates

Neben der königlichen Zentralgewalt gab es immer schon
eine Adelsherrschaft, die teilweise älter war als jene. In der
Landesherrschaft setzte sich diese Adelsherrschaft endgültig
durch und erhielt ihre rechtliche Formung. Der Kaiser des
Hochmittelalters konnte kein Beamtentum aufbauen (Ver­
suche: Ottonisches Reichskirchensystem, Staufische Reichs­
ministerialen). Die Reichsfürsten übernahmen immer mehr
Aufgaben der Zentralgewalt (Landfriedenswahrung, Blutge­
richtsbarkeit, Landesausbau) und richteten den dazu notwen­
digen Beamtenapparat ein. Dies war die große Leistung der
Landesherren. Von den Territorien her gesehen, bildete sich
die Landesherrschaft aus verschiedenen Quellen (Grundbesitz
der Fürsten, Justiz und Verwaltung von festen Plätzen aus,
organisiertes Finanzwesen). Bei den größeren Territorien
führte diese Vorgangsweise von der Landesherrschaft zur
Landeshoheit. Bei der Ausschaltung von Sondergewalten
waren die Landesherren aber erfolgreicher als die Könige im
Reich. Erst durch die Überrundung landständischer Rechte,
die oft zur Teilung der Staatsgewalt führten und somit ein
Hemmschuh für die Entwicklung waren, war in den
größeren Territorien der Weg zu einer einheitlichen Zentral­
gewalt - Kennzeichen des modernen Staates der Neuzeit ­
frei.
(Beispiele für diese Veränderungen: England ab dem 11. Jh.,
Sizilien im 13. Jh., Oberitalien im 15. Jh., deutsche Territorien
ab dem 13. Jh., vollendet im 16./17. Jh.)

organischen Wachstums von der Familie übor di
und den Stamm zum Staat.

Der historischen Wirklichkeit am nächsten kommt aber die

• Herrschaftstheorie : Ein einzelner oder eine Gruppe faßt
das Gemeinwesen zusammen.

Dabei können wir historische Vorgänge, wie Eroberung,
Unterwerfung, Lostrennung, Zwangsverbindung, Zusammen­
chluß, Staatsstreich, Revolution und Staatsvertrag erkennen.

Suchen Sie Beispiele dafür und versuchen Sie, diese
näher in ihren Auswirkungen auf die jeweiligen Ord­
nungen des Gemeinwesens zu bestimmen.

H. Heller (Staatslehre, Leiden 1934, Neudruck 1961) erklärt
den Staat als Produkt des in der jeweiligen Natur- und Kultur­
situation wirkenden menschlichen Willens.

Menschliches Wirken in der Natur- und Kultursituation
t

Gesellschaftliches zusammenwirken} f' T't'
.. au einem ern onum

Gesellschaftliches Zusammensein

t
Organisation als Willensziel erkannt (Wille zum Staat)

t
Organisation durchgeführt (Staat)

Wo die Organisation des Gemeinwesens als Willensziel nicht
erkannt oder empfunden wird, entsteht kein Staat.

2.3 0 Worden des modernen Staato

Zeigen Sie an historischen Beispielen, welche Auswir­
kungen geographische, wirtschaftliche, gesellschaftliche,
rechtliche, religiöse, kulturelle und andere Voraus­
setzungen auf Entstehung, Entwicklung und Untergang
von Staaten haben können. Versuchen Sie, Zusammen­
hänge zwischen den einzelnen Voraussetzungen auf­
zuzeigen.

2.3.2 Die Wende des politischen Denkens am Beginn der
Neuzeit

An der Wende zur Neuzeit sind es innere und äußere Krisen,
die den Wunsch nach einem ordnungsschaffenden Macht­
gebilde fördern. Das Abendland wird von Mongolen und
Türken bedroht. Die Situation in Oberitalien beeinflußt

Machiavellis Anschauungen von der Politik. Die Macht­
konzentration im Fürsten soll das staatliche Überleben er­
möglichen. Die Bindung an moralische Werte wird dagegen
aufgelöst. Im übrigen Europa toben blutige Religionskämpfe,
die weitgehend soziale und wirtschaftliche wie politische Aus­
einandersetzungen verbergen. Die Entmachtung der Strei­
tenden zur Sicherung des Friedens wird auch hier als not-
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mpfunden. Die politische KOilLUptllJll hUI

h. Hobbos ist durch das Erlebnis der Unsicherheit seiner

il (England im 17. Jh.) leicht zu erklären. Er bejaht unein­
)oschränkt eine starke staatliche Gewalt als einzige Alternative

lur Anarchie. Aufbauend auf den Ideen von J. Bodin, der
die Souveränität zum Wesens merkmal des Staates erklärte,
lößt sich die Forderung nach Rechtsfrieden und Ordnung
durch die Staatsgewalt als Leitgedanke bei Th. Hobbes

rkennen:

• " ... es muß richtig erkannt werden, wie die menschliche
Natur geartet ist, wie weit sie zur Bildung des Staates
geeignet ist oder nicht, und wie die Menschen sich
zusammentun müssen, wenn sie eine Einheit werden
wollen."

• " ... daß der Zustand der Menschen außerhalb der bür­
gerlichen Gesellschaft (den ich den Naturzustand nennen
möchte) nur der Krieg aller gegen alle ist und daß in
diesem Krieg alle ein Recht auf alles haben. In diesem
Naturzustand ist der Mensch dem Menschen ein wildes
Tier."

• " ... folglich müssen die einzelnen ihren Willen dem
Willen eines Menschen oder einer Versammlung in der
Weise unterwerfen, daß dieser Wille für den Willen aller
einzelnen gilt, soweit er über das bestimmt, was zum
gemeinsamen Frieden notwendig ist."

• " ... daß keine Kriege heftiger geführt werden als die
zwischen verschiedenen Sekten einer Religion und zwi­
schen den verschiedenen Parteien des Staates, wo nur
über Glaubenssätze oder Fragen der politischen Klugheit
gestritten wird."

• " ... darüber Richter zu sein, welche Meinungen und
Lehren dem Frieden abträglich sind."

(Aus den Werken von Th. Hobbes, zitiert nach R. Zippelius: Geschichte der
Staatsideen, Kap. 12: Die Staatsgewalt als Ordnungsmacht, München 1971.)

Ausgehend von einem pessimistischen Menschenbild, von
einem ethischen Relativismus, der allen mißtraut, die absolute
Wahrheiten verkünden, und einem Bedürfnis nach Ordnung
und Rechtssicherheit, wird der Staat als Leviathan, als sterb­
licher Gott konzipiert. Er verliert erst seinen Anspruch auf
unbedingten Gehorsam, wenn er seinen Bürgern nicht mehr
Schutz und Sicherheit bieten kann. Th. Hobbes ist dadurch
nicht nur zum Begründer der Lehre von der absoluten
Souveränität des Staates geworden (gemeinsam mit J. Bodin),
sondern hat sowohl dem Liberalismus wie dem Totalitarismus
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Urhoborschaft geleistet; dem Libomlislnus, indem or oul dip
Notwendigkeit subjektiver Interessen hinwies, dem ., 01111

tarismus, indem er einer obersten politischen Instanz Allllllll 111

in allen Bereichen des Lebens zubilligte.

2.4 Die Rechtfertigung der Staatsgewalt

Th. Hobbes sieht also die Notwendigkeit der Staatsgowrilt
gerechtfertigt durch ihre Aufgabe, oberste Entscheidullll"
instanz bei gesellschaftlichen Konflikten zu sein.
Damit tritt man ein in die unauflösliche Spannung zwiscllllll
Staatsräson und Naturrecht. Die Staatsräson fordert unbedillil
ten Gehorsam um der Rechtssicherheit willen. Die Kapitulll
tion des Gewissens vor eben dieser Staatsräson bedeutet ablll
das Ende der individuellen Freiheit. Da nun aber die Staal'.

gewalt nicht immer nur von sittlich hochstehenden Kräflllil
zur Durchsetzung der Gerechtigkeit benutzt wird, sondOll1
Dummheit und Niedertracht auch zu den menschlicholl
Eigenschaften gehören, bringt die Staatsgewalt den einzeinUll
manchmal in schwere Konflikte.
• Das Naturrecht entspringt dem Sein der Dinge. Es liegt 111

der Natur der Sache.
Das Recht auf Freiheit etwa leitet sich aus der Würde dO!.
Menschen ab. Das Recht auf Lohn entsteht aus dill

geleisteten Arbeit.
• Das positive Recht dagegen entsteht durch den Willen dur

Menschen (z. B. Gewohnheitsrecht, staatliche Gesetze).
Das Naturrecht kann nur schwer erkannt werden. Es ist irl

verschiedenen Kulturen unterschiedlich interpretiert wordell
Der Rechtspositivismus lehnt es daher ab und macht nur do!.
vom Menschen geschaffene Recht zum Inhalt seiner Lehre.
Ideologen, die konfliktfreie Gesellschaften als Endziel dur
historischen Entwicklung sehen, leugnen daher die Not
wendigkeit des Staates. Nur in der Übergangsphase zur kon
fliktfreien Gesellschaft ist die staatliche Autorität notwendio
(z. B. Kommunismus).
Die Idee vom Machtstaat (Machiavelli, Bodin Hobbes) hai
die Entwicklung des modernen Staates beschleunigt. Neben
der Sicherung der Rechtsordnung treffen wir aber auch
andere Vorstellungen von den Aufgaben des Staates, di
seine Existenz und Machtentfaltung rechtfertigen:
• religiöse Staatsidee (Augustinus)
• sittliche Staatsidee (Platon Hege/)
• Kulturstaatsidee (Herder)
• Idee des modernen Wohlfahrtsstaates



1. Nennen Sie historische und literarische Beispiele,

wo es zwischen Staatsräson und Gewissen zu Kon­
flikten kommt.

2. Interpretieren Sie folgende TextsteIlen :

Hesiod: Rechtsgedanken

o ihr Herrscher, wollt ihr nicht selber im Herzen bedenken
olches Gericht! Denn nah sind unter den Menschen die Götter,

und die Unsterblichen schauen, wer alles mit Beugung des Rechtes
iner dem anderen schadet, nicht achtend göttlicher Rache.

Und die Gerechtigkeit stammt von Zeus und ist eine Jungfrau,
heilig und hochgeehrt von den göttlichen Himmelsbewohnern.

(Zitiert nach Grundzüge der Geschichte, Historisch-politisches Quellenbuch I,
Diesterweg, Frankfurt 1966, S. 44.)

Kritias: Religion und Gesetz

Vor alter Zeit. da war der Menschen Leben

der Ordnung bar und dem der Tiere gleich:
Die Stärke herrschte; weder fand der Gute
Belohnung noch der Frevler seine Strafe.
Dann erst, so scheint mir, schuf man Strafgesetze,
daß über allen herrsche gleich das Recht
und daß den Frevler es in Fesseln schlage.

Da hat. scheint mir, ein schlauer, kluger Mann
die Gottesfurcht den Sterblichen erfunden.
Ein Schrecken sollte sie den Bösen sein,
wär' heimlich auch die Tat, Wort und Gedanke.
So führte er die Religion denn ein.

(Zitiert nach Grundzüge, a. a. 0., S. 67 f.)

Platon: Politeia

Wenn nicht, sprach ich, entweder die Philosophen Könige werden
in den Staaten oder die jetzt so genannten Könige und Gewalthaber
wahrhaft gründlich philosophieren und also dieses beides zusammen­
fällt, die Staatsgewalt und die Philosophie, die vielerlei Naturen aber,
die jetzt zu jedem von beiden einzeln hinnahen, durch eine Not­
wendigkeit ausgeschlossen werden, eher gibt es keine Erholung von
dem Übel für die Staaten, lieber Glaukon, und ich denke auch nicht
für das menschliche Geschlecht, noch kann jemals zuvor diese
Staatsverfassung nach Möglichkeit gedeihen und das Licht der Sonne
sehen, die wir jetzt beschrieben haben.

(Zitiert nach Texte der Staatstheorie, hg. v. R. Schottky, Bayrischer Schulbuch­
verlag, München 1971, S. 92.)

AristoteIes: Über das Königtum

Philosophie zu treiben ist für einen König nicht notwendig, sondern
sogar hinderlich; dagegen soll er auf wirkliche Philosophen hören
und ihnen folgen.

(Zitiert nach Grundzüge, a. a. 0., S. 71.)

Cicero: De re publica

Laelius: Es stellt sich ja das wahre Gesetz in der geradlinigen
Vernunft dar, die in Einklang steht mit der Natur, die über alle
Menschen sich ausgebreitet hat, die festen, dauernden Bestand hat,
die zur Pflicht ruft durch Gebot, die von Täuschung abschreckt durch

Verbot. die jedoch weder vergebens den Anständigen gebietet oder
verbietet. noch auf die Unmoralischen durch Gebot und Verbot Ein­
druck macht. Dieses Gesetz in seiner Reichweite einzuschränken

verstößt wider göttliches Recht; es ist auch nicht erlaubt, es teilweise
aufzuheben, und es kann auch nicht ganz abgeschafft werden. Wir
können uns aber auch nicht durch den Senat oder durch das Volk

von der Bindung an dieses Gesetz lösen.

(Zitiert nach Cicero: Über den Staat, übersetzt von W. Sontheimer, Reclam,
Stuttgart 1971, S. 111 f.)

Augustinus: Gottesstaat

Was sind überhaupt Reiche, wenn die Gerechtigkeit fehlt, anderes
als Räuberbanden? Sind doch auch Räuberbanden nichts anderes
als kleine Reiche. Sie sind eine Schar von Menschen, die durch den
Befehl eines Führers geleitet, durch einen Bündnispakt zusammen­
gehalten werden, und teilen ihre Beute nach vereinbartem Gesetz.

(Zitiert nach BibI. d. Kirchenväter, dt. Übersetzung 1911, S. 191.)

Hobbes: De Cive

Diebstahl. Mord, Ehebruch und alle Verletzungen des natürlichen
Rechtes werden durch Gesetze verhindert, aber was im Staat als
Diebstahl, was als Ehebruch, was schließlich als Rechtsverletzung
zu bezeichnen ist. das ist nicht durch natürliches, sondern durch
staatliches Gesetz zu bestimmen.

(Zitiert nach H. Heller: Staatslehre, Leiden 1934, Nachdruck 1961, S. 224.)

Thomas von Aquin: De regimine principum

Wenn es also der natürlichen Bestimmung des Menschen entspricht.
in Gesellschaft mit vielen zu leben, so muß unter den Menschen etwas
sein, wodurch die vielen gelenkt werden. Wären nämlich viele Men­
schen beisammen und jeder nur auf das bedacht. was ihm selbst an­
gemessen erscheint, so würde die Gesellschaft nach entgegengesetz­
ten Richtungen auseinandergehen, falls nicht eben jemand da wäre,
der für das Sorge trägt, was das Wohl der Gesellschaft betrifft ...
Daß es so geschieht, entspricht ganz unserer Einsicht. Denn das Eigene
und das Gemeinsame ist nicht dasselbe. Durch das Eigene entstehen
die Unterschiede, durch das Gemeinsame wird alles zur Einheit
verbunden ...
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Wenn also eine Gesellschaft von Freien von ihrem Führer auf da

Gemeinwohl der Gesellschaft hingelenkt wird, so wird diese Regie­
rung recht und gerecht sein, wie es Freien angemessen ist. Wenn
aber die Führung sich nicht das Gemeinwohl der Gesellschaft, sondern
den persönlichen Vorteil des Führers zum Ziel setzt, so wird die Herr­
schaft ungerecht und wider die Natur sein.

(Zitiert nach Texte der Staatstheorie, a. a. 0., S. 10f.)

Jefferson: Unabhängigkeitserklärung

Wir halten die Wahrheit selbst für einleuchtend, daß alle Menschen
gleich geschaffen sind, sodaß sie von ihrem Schöpfer mit gewissen
unveräußerlichen Rechten ausgestattet sind, wozu Leben, Freiheit
und das Streben nach Glückseligkeit gehören; daß zur Sicherung
dieser Rechte Regierungen unter den Menschen eingesetzt sind, die
ihre gerechte Vollmacht von der Zustimmung der Regierten ableiten.
Sobald aber die Form einer solchen Regierung verderblich wird, hat
das Volk das Recht, sie zu ändern oder abzuschaffen und eine neue

zu ernennen, und es hat dann seine Neugründung nach solchen Grund­
sätzen anzulegen und seine politische Macht in solcher Form zu or­
ganisieren, daß ihm seine Sicherheit und Glückseligkeit am besten
verbürgt zu sein scheinen.

(Zitiert nach Grundzüge der Geschichte, Historisch-politisches Quellenbuch 11,

Diesterweg, Frankfurt 1970, S. 21.)

Montesquieu: Politische Freiheit

Demokratie und Aristokratie sind nicht schon ihrem Wesen nach

freie Staaten. Politische Freiheit findet sich nur bei gemäßigten Re­
gierungen, aber sie findet sich nicht immer in gemäßigten Staaten,
sondern nur, wo die Gewalt nicht mißbraucht wird; es ist aber seit
ewigen Zeiten Erfahrungstatsache, daß jeder Mensch, der Macht hat,
dazu neigt, sie zu mißbrauchen; er geht so weit, bis er Schranken
vorfindet. Man möchte es kaum glauben, aber auch die Tugend
braucht Schranken ...

Um den Mißbrauch der Macht zu verhindern, muß - vermöge einer
Ordnung der Dinge - die Macht der Macht Schranken setzen.

(Zitiert nach Informationen zur politischen Bildung, Heft 134, Bonn 1969, S. 22.)

Maritain: Man and the State

Das natürliche Gesetz ist kein geschriebenes Gesetz. Es zu erkennen
bereitet den Menschen Schwierigkeiten, je nachdem größere oder ge­
ringere; aber die Erkenntnis hat verschiedene Grade und ist dem Risiko

des Irrtums unterworfen - hier wie in anderen Gegenstandsbereichen.
Das einzige. ethische Wesen, das alle Menschen von Natur und un­
fehlbar als selbstevidentes Prinzip gemeinsam haben, weil es sich dem
geistigen Blick aus dem Inhalt der beteiligten Begriffe von selbst
ergibt, besteht in dem Satz, daß wir das Gute tun und das Böse ver­

meiden müssen. Doch das ist die Präambel und das Grundprinzip des
natürlichen Gesetzes, nicht das Gesetz selbst. Das natürliche Gesetz
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ist das Gosamtgefüge gebotener und vorbotenor Vorhaltensweison,
das mit zwingender Notwendigkeit aus jenem Grundprinzip folgt.
Wenn in der Bestimmung dieser Verhaltensweisen jede Art VOll

Täuschung und Irrtum unterlaufen kann, so zeigt das lediglich, dar.S
unser geistiges Sehvermögen schwach, unsere Natur unvollkommen
ist und daß unzählige Zufälle unser Urteil verfälschen können.

(Zitiert nach Texte der Staatstheorie, a.a.0., S. 68.)

Bloch: Naturrecht und menschliche Würde

Also besitzt der Marxismus am positiven Recht lediglich ein histori­
sches Interesse und, rebus sic fluentibus, ein Übergangsinteresse.
Das ausgebildete positive Gesetz ist den Interventionen, wie sehr
erst den Institutionen der klassenlosen Gesellschaft, ein Fremd
körper ...

Und vorher schon macht der Haß, den die positive Jurisprudenz des
neunzehnten Jahrhunderts den fordernden Vernunftkonstruktionen
des siebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts entgegenbrachte, für
deren marxistische Würdigung durchaus empfänglich. Die Eier.
schalen und Illusionen, auch die Nichts-als-Ideologien am klassisch­
bürgerlichen Naturrechtfallen gewiß nicht in diese Würdigung ...
Abgetan sind die angeborenen Rechte und alle, die den Männerstol7

aus dem Privateigentum beziehen. Abgetan bleiben der Staatsvertrag
und die Konstruktionen apriori, die Ewigkeiten der menschlichen
und der Gesamtnatur. Doch die Ideale bleiben nicht ganz auf dieser
historischen Strecke, an ihnen ist keinesfalls nur Schein und Schein·
problem. Was diejenigen des Naturrechts angeht, so enthielten sie,
in der klassischen Zeit, revolutionäres Salz, kritische Mahnung, In­
gredienz zu wahrem erscheinenden Wesen genug ...
Diese wirkliche Gerechtigkeit als eine von unten richtet sich gegen
die vergeltende und austeilende selber, gegen die wesenhafte Un­
gerechtigkeit, die überhaupt den Anspruch erhebt, Gerechtigkeit
zu üben ...

Gar klassenlose Gesellschaft, rebus bene peractis, kennt überhaupt
keine umfunktionierte Gerechtigkeit mehr; denn der Anti- Patriarch
von unten hat in ihr ebenfalls aufgehört.
(Zitiert nach Texte der Staatstheorie, a. a. 0., S. 52 f.)

Kennedy: Zivilcourage

Manche werden sagen, daß dieses Problem im parlamentarischen
Alltag keinem Abgeordneten wirklich Kopfzerbrechen bereiten
würde. - Tue recht und scheue niemand, ohne Rücksicht auf den

Druck, dem du ausgesetzt bist, und auf die Versuchungen oder die
billigen Kompromisse ...

Er (der Mandatar) muß selber entscheiden, welchen Weg er ein­
schlagen soll und welche seiner Handlungen hinderlich oder fördernd
für seine Ideale sein könnten. Er wird sogleich gewahr werden, daß er,
sobald er anfängt, jede Frage im Hinblick auf seine Wiederwahl zu
beurteilen, und indem er seine Grundsätze aus Furcht um seine Karriere
und um die Möglichkeit, auch fernerhin für diese Prinzipien eintreten



III können, .:urückstollt, in dloHlJl11Augenblick eben jene Gewissens­
froiheit einbüßt die alloin zu seinem Amt berechtigt. Zu entscheiden,
tU welchem Zeitpunkt und wegen welchen Problems er seine Lauf­
bahn aufs Spiel setzen soll, ist eine harte und peinvolle Aufgabe.

(litiert nach J. F. Kennedy, Zivilcourage, Econ, Düsseldorf 1964, S. 39.)

rank: Der Richter im NS-Staat

rundlage der Auslegung aller Rechtsquellen ist die nationalsoziali­
,tische Weltanschauung, wie sie insbesonders in dem Parteiprogramm
lind in den Äußerungen unseres Führers ihren Ausdruck finden.

genüber Führerentscheidungen, die in die Form eines Gesetzes
oder einer Verordnung gekleidet sind, steht dem Richter kein Prü­
lungsrecht zu.
Gesetzliche Bestimmungen, die vor der nationalsozialistischen Re­
volution erlassen worden sind, dürfen nicht angewendet werden,
wenn ihre Anwendung dem heutigen gesunden Volksempfinden ins
Clesicht schlagen würde.

(Zitiert nach Grundzüge 11.a. a. 0., S. 231.)

Mao Tse-tung: Demokratische Diktatur

IJnser Staat ist ein Staat der demokratischen Diktatur des Volkes,
dur von der Arbeiterklasse geführt wird und auf dem Bündnis der
Arbeiter und Bauern beruht ...

I)le demokratische Diktatur des Volkes verfügt über zwei Methoden.
Ilon Feinden gegenüber bedient sie sich der Methode der Diktatur,
d h. für eine notwendige Zeitspanne gestattet sie ihnen nicht, sich
politisch zu betätigen, zwingt sie, die Gesetze der Volksregierung

11 befolgen, körperliche Arbeit zu leisten, und erzieht sie durch Arbeit
11 neuen Menschen. Den Volksmassen gegenüber wendet sie um­

lIokehrt nicht die Methode des Zwanges an, sondern die der Demo­
1'\lIlie, d. h., sie muß ihnen politische Betätigung gestatten, zwingt

o nicht, das oder jenes zu tun, sondern führt mit demokratischen
Mitteln eine Erziehungs- und Bildungsarbeit durch ...
Inder Kommunist muß diese Wahrheit begreifen: Die politische
Milcht kommt aus den Gewehrläufen.

('lllort nach Worte des Vorsitzenden Mao Tse-tung, Peking-Verlag für fremd­
!,lllchige Literatur 1967, S. 46f.)

tnatsformen und Regierungssysteme

Das Volk kann Souveränität höchstens übertragen, aber niemals
lusüben. Die Repräsentativsysteme haben es alle mehr mit der
Mechanik als mit der Moral zu tun. Selbst in den Ländern, in denen
dieser Mechanismus seit Jahrhunderten im Gebrauch ist gibt es
nntscheidende Stunden, in denen man vom Volk nichts mehr

erbittet weil man fühlt daß die Antwort fatal wäre. Die Pappkrone
der Souveränität wird ihm dann entrissen. Ihm wird ohne viel
Umstände befohlen, entweder eine Revolution zu machen oder
Frieden zu schließen oder in das ungewisse Schicksal eines Krieges
zu marschieren. Dem Volk bleibt nichts anders übrig, als zu be­
jahen und zu gehorchen.
Die Stimmung des Volkes ist leicht veränderlich. Es mag leicht
sein, ihm etwas einzuschwatzen, aber es ist schwer, es bei einer
solchen ihm eingeschwatzten Stimmung zu erhalten. Daher muß
man so organisiert sein, daß, wenn die Völker den Glauben verloren
haben, man sie mit Gewalt zum Glauben zwingen kann. Auch
Moses, Kyros, Theseus, Romulus hätten ihre Staatsverfassung
nicht lange aufrechterhalten können, wenn sie waffenlos gewesen
wären. Mussolini

• Die Geschichte lehrt uns, daß noch nie eine unterdrückte Klasse
zur Macht gelangt ist und gelangen konnte, ohne eine Periode der
Diktatur durchzumachen, d. h. der Eroberung der politischen
Macht und gewaltsamen Niederhaltung des verzweifeltesten, wil­
desten, vor keinem Verbrechen zurückscheuenden Widerstandes,
der immer von den Ausbeutern geleistet wird. Die Bourgeoisie
selbst hat ihre Macht in den zivilisierten Ländern durch eine Reihe

von Aufständen, Bürgerkriegen, durch gewaltsamen Sturz der
Königsherrschaft, der feudalen Sklavenhalter und Unterdrückung
ihrer Restaurationsversuche erobert. Daher ist die jetzige Verteidi­
gung der "bürgerlichen Demokratie" und das jetzige Gezeter
gegen die Diktatur des Proletariats das Verneinen des Rechtes des
Proletariats auf seine proletarische Revolution.
Alle Sozialisten haben in ihren Erklärungen des Klassencharakters
der bürgerlichen Demokratie, des bürgerlichen Parlamentarismus
den Gedanken ausgesprochen, der einmal von Marx und Engels
in den Worten ausgedrückt wurde, daß die demokratische bürger­
liche Republik nichts anderes ist als eine Maschinerie zur Nieder­
haltung der Arbeiterklasse durch die Bourgeoisie, der Masse der
Werktätigen durch eine Handvoll Kapitalisten ... Lenin

• Zweck der Demokratie ist, bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben
dem Bürger ein Höchstmaß von persönlicher und politischer
Freiheit zu gewähren, den Machtmißbrauch der an sich unent­
behrlichen Staatsgewalt nach Möglichkeit einzuschränken. Daß
alle Staatsgewalt vom Volk ausgeht in der Weise, daß Regierungs­
bildung und Gesetzgebung in periodisch wiederkehrenden, all­
gemeinen, gleichen, geheimen, direkten und freien Volkswahlen
mittelbar oder unmittelbar abhängig sind, daß jede Ausübung der
Staatsgewalt nur unter Berufung auf ein Gesetz zulässig ist, daß
kein Staatsorgan über ein Herrschaftsmonopol verfügt, daß Rechts­
garantien für die Respektierung der individuellen Rechte bestehen
und daß eine Rechtskontrolle durch unabhängige Gerichte erfolgt
sind die Wesensmerkmale der Demokratie.

Die Demokratie ist wegen ihres komplizierten Willensbildungs­
und Rechtsschutzsystems unter allen Herrschaftsformen vielleicht
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am schwi(jrigston zu handhaben ... Dennoch hat sich erwiesen,
daß von allen Herrschaftsformen in der Demokratie die Staatsge­
walt am wenigsten unerträglich für die Bürger ist. Eschenburg

3.1 Z w e i G run d mus t e r.
Die Wissenschaft von der Politik hat immer wieder versucht,
die verschiedenen politischen Ordnungen in ein Klassifikations­
schema zu bringen. Schon Aristoteles hat bei der Untersuchung
von 158 griechischen Stadtverfassungen eine Einteilung ge­
schaffen, wobei äußere Form und inneres Leitbild kombiniert
wurden.

Herrschaft durch einenwenigealle

Königtum

AristokratieDemokratieVernunft

Tyrannis

OligarchieOchlokratieWillkür

Leitbild

Seit diesem Versuch wurden immer wieder Einteilungen und
zyklische Ablaufschemata vorgelegt, wobei allerdings nicht
immer klar getrennt wurde zwischen Organisationsform und
politischem Leitbild. Beim Leitbildbegriff muß aber eine Mehr­
deutigkeit festgestellt werden:

• Vollkommenes Vorbild, das zur Verwirklichung aufgegeben
ist und dem konkreten Handeln Richtung gibt (Ideal).

• Typisches Verhaltensmuster oder prägende Vorstellung ohne
ideale Erhöhung (Image).

Die Leitbilder und Grundmuster von Totalitarismus und De­

mokratie stehen einander heute als Extreme gegenüber und
beherrschen den ideologischen Gegensatz der Gegenwart.
Die Dritte Welt nimmt dabei eine Sonderstellung ein. Die
weitere Entwicklung des demokratischen bzw. totalitären
Grundmusters ist umstritten. Von der dauernden Konfron­

tation (heiße und kalte Kriege) über die Koexistenz (nicht­
ideologischer Natur) bis zur Konvergenz (ideologischer
Ausgleich auf Grund der wirtschaftlichen und gesellschaft­
lichen Entwicklung) reicht ein breites Spektrum verschiedener
Möglichkeiten. Unklar ist die Einordnung und Weiterent­
wicklung der Dritten Welt. Hier muß sicherlich von der Ent­
wicklung eigener Muster gesprochen werden.
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3.1.1 Totalitarismus

Im Gegensatz zu den Demokratien, die sich darum bemühOll,
Unterschiedlichkeiten, freie Diskussion und Freiheit in dOl

Wahl der Führer und Ideen und Unvoreingenommenheit gegOIl
künftige Programme aufrechtzuerhalten, ist der Totalitarismun
ständig darauf aus, die Einheitlichkeit (Fiktion der Ideologio)
zu erzwingen, indem er jedwede Opposition unterdrückt und
eine Führung stellt, die von ihrem besseren, oft unfehlbarOll
Wissen überzeugt ist. Machtausübung und Machtmittel sind
demnach gerechtfertigt durch den Wunsch, ein von der G
schichte oder von der Natur bestimmtes Ziel zu erreichen.
Hier zeigt sich auch der wesentliche Unterschied zur auto
kratischen Ordnung. Der Totalitarismus will eine vollständigo
Umwandlung des menschlichen Lebens und der menschlichen
Gesellschaft; die autokratische Herrschaft dagegen bedient
sich zwar ähnlicher Mittel, läßt aber normalerweise die gesell.
schaftlichen Strukturen bestehen. Die Säuberungen (vgl.
Liquidierung der SA-Führung, Staatsbegräbnisse deutscher
Generäle, Tschistka Stalins, Kulturrevolution Maos) beseitigen
die Gegner der herrschenden Ideologie oder vernichten ideo­
logische Dissidenten und Machtkonkurrenten.
Kennzeichen: Machtkonzentration, monokratische Willens­
bildung, Unkontrollierbarkeit der Führung, Willkürherrschaft,
totaler politischer Ordnungsanspruch.

3.1.2 Demokratie

Eine allgemein anerkannte Definition der Demokratie gibt es
nicht. Die demokratische Ordnung versucht, durch ihre Insti­
tutionen und Ordnungs- bzw. Verfahrensformen folgenden
Ideen nahezukommen : Die Beherrschten sollen selbst über

die Herrschaft bestimmen (Volkssouveränität/Legitimation
der Herrschaft durch die Beherrschten). Diese Herrschaft
soll nicht nur Mitwirkungsmöglichkeiten aller am politischen
Prozeß Beteiligten (politische Freiheit), sondern auch herr­
schaftsfreie Lebensbereiche (Grundfreiheiten) garantieren.
Darüber hinaus fordert sie Gleichheit als Antithese zu politi­
scher Privilegierung, aber nicht Gleichheit als Konformität.
Zweifelsohne liegt zwischen Freiheit und Gleichheit ein star­
kes Spannungsverhältnis.
M. Hättich (Begriff und Formen der Demokratie, Mainz 1966)
nennt als notwendige demokratische Institutionen das Par­
lament (Vertretungskörperschaft des Volkes, mitbeteiligt an
politischen Entscheidungen), die Parteien (Interessengrup­
pierungen im Volk) und das Staatsvolk (Wahlgremium für die



B. Slaatsfunklionon: B1 SelbslsolLung in dor Slaalengomoin­
schaft: friedlich-aggressiv

B2 Aufrechterhaltung der inneren Ord­
nung: legalistisch-despotisch

B3 Hilfsfunktionen (sozial, wirtschaft-
lich, kulturell usw.) liberal-totalitär

Es zeigt sich dabei, daß diese 4 Bezugssysteme theoretisch
beliebig gekoppelt und daß daran verschiedene Entwicklungs"
tendenzen aufgezeigt werden können.

demokratisch friedlich

legalistisch

-----

1

aggressiv ,I
despotisch I

11

-------- -------\
\
\

\ diktatorisch\ I totalitär\I

liberal

Beispiele:
UdSSR, VR China, NS- Deutschland
Belgien, Schweiz
GB, Österreich
jakobinisches Frankreich _

3.1.3 Die Dritte Welt

Kann schon für die westliche Welt und den Ostblock kein ein­

heitliches System als zutreffend beieichnet werden, so zeigt
sich in der Dritten Welt eine Fülle von Grundmustern :

• monarchisch-feudalistische Ordnung
• pseudorepublikanisches System
• Militärdiktatur

• Einparteiendiktatur
• demokratische Ordnung

Meist zeigen sich die beiden ersten Formen entwicklungs­
feindlich. Sie sind traditionell-autoritär. Militärdiktaturen und

Einparteidiktaturen sowie demokratische Ordnungen erweisen
sich als entwicklungsfreundlich, aber da die demokratische
Ordnung gewisse individuelle Freiheitsrechte respektieren muß,
steht dieses System der schnellen Lösung von Entwicklungs­
problemen oft hilflos gegenüber.

I terrschaftsbostellung); als notwendige demokratischo Ver­
fahren die Wahlen (zur Herrschaftsbestellung), die Abstim­
mung (zur Herbeiführung von politischen Entscheidungen)
und die Kontrolle (personale und gegenständliche Herrschafts-·
begrenzung). Diese Institutionen und Verfahren können auch
in nichtdemokratischen Ordnungen teilweise oder alle ins­
gesamt existieren, selbst die verkündeten Leitbilder garantieren
noch nicht eine demokratische Lebensordnung, wenn etwa
Generalklauseln der Verfassung diese wieder einschränken
(z. B. Art. 126 der Sowjetischen Verfassung).
Kennzeichen: Machtstreuung, Freiheit aller einzelnen und
Gruppen zur Teilnahme an der politischen Willensbildung,
verantwortliche politische Führung in bezug auf das Volk,
Rechtsstaatlichkeit, Beschränkung des Ordnungsanspruchs.

(Querverbindung: Sitte - Dritte Welt.)

3.2 Ein K las s i f i z i e run g s ver s u c h
(nach Timasheff)

Bei diesem Einteilungsversuch soll der Totalitarismusbegriff
in seiner Komplexität etwas aufgehellt werden. In einer mehr­
dimensionalen Analyse sollen vier Bezugssysteme vergleich­
bar gemacht werden.

A. Status der Machthaber: demokratisch-autoritär/traditionell
-diktatorisch

3.3 Einige Überlegungen zum österreichischen
Regierungssystem

Der Wunsch nach innenpolitischer Stabilität ist aus der Lage
Österreichs als kleines Land zwischen großen Machtblöcken
verständlich.

Wirtschaftliche und gesellschaftliche VeränderUngen im 20. Jh.
- eine mittelständische Gesellschaft sowie eine Klein- und
mittelbetriebliche Wirtschaftsstruktur - bringen für eine
funktionierende Demokratie ähnliche Voraussetzungen wie
in der Schweiz.
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Organisationsdichte der Parteien im Vergleich
Österreich

Bei der SPÖ ÖVP FPÖ sind
30,6 47,2 12,1 %

der Wähler auch Mitglieder dieser Partei

Historische Nachwirkungen kennzeichnen unser heutig
System:

• Das Resttrauma ist zwar überwunden, aber der Kleinstaat­
charakter prägt die politischen Verhältnisse in Österreich.

• Die ideologischen Konflikte in der 1. Republik ebneten
den Weg für den politischen Pragmatismus nach 1945.

• Der starke Einfluß der Parteien geht wohl darauf zurück,
daß sie älter sind als die Republik und sowohl 1918 wie
1945 Geburtshelfer waren.

• Die Republik findet ihre institutionalen Wurzeln im alten
Kaiserstaat.

• Der Kaisermythos findet eine gewisse Fortsetzung im
Wunsch der Bevölkerung nach patriachalischen Führer­
typen in Staat und Partei.

• Die starken regionalen Unterschiede in der politischen
Landschaft nehmen ihren Ursprung in der jahrhunderte­
langen Eigenständigkeit der österreichischen Länder.

Die Grundsätze der österreichischen Verfassung (demokra­
tisch, republikanisch, rechtsstaatlich, föderalistisch), der
Grundrechtskatalog, das Mehrparteiensystem und das Wahl­
recht (allgemein, gleich, geheim, frei) weisen Österreich als
liberale Demokratie westlicher Prägung aus.
Darüber hinaus zeigen sich in Österreich spezifische Eigen­
arten:

• ausgeprägte Parteienstaatlichkeit (die Parteien haben eine
hohe Organisationsdichte und besitzen zahlreiche Vorfeld­
organisationen),

• enge Verschränkung von Parteien und Verbänden (die
wirtschaftlichen Großverbände sind in Fraktionen geglie­
dert, die das österreichische Parteiensystem widerspiegeln),

• Institutionalisierung der Sozialpartnerschaft (viele Beiräte
und Beratungsgremien werden nach dem paritätischen
Muster eingerichtet; politische Entscheidungen werden
dadurch verlagert).

Bundesrepublik Deutschland
Bei der SPD

5,6

der Wähler auch Mitglieder
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CDU/CSU
3,3

dieser Partei

FDP
1,9

sind
%

Parloion und Verbändeslruklllf i" Dsll)rfU/clJ

haben die

Bei den SPÖ- ÖVP- FPÖ- KPÖ-nahen FraktiollOll
Handelskammern 1° 85
Landwirtschaftskammern 1° 84 2
Arbeiterkammern und 69 24 5 1
beim Gewerkschaftsbund 75 17 7

% der Mandate

1. Vergleichen Sie folgende weitverbreitete Meinungen
mit den Aussagen von Musso/ini, Lenin und Eschen­
burg:

Der Entscheidungsprozeß in der Demokratie ist zu
langsam.
Die Entscheidungen sind nicht klar und sachgerecht.
Die Demokratie überfordert den Wähler.

Nehmen Sie dazu auch kritisch Stellung.

2. Geben Sie eine kurze Zusammenfassung der klassisch­
griechischen Demokratievorstellungen. Kann man sie
mit den gegenwärtigen Demokratiemodellen verglei­
chen?

3. Skizzieren Sie das Regierungssystem der USA und
der UdSSR.

4. Was kann Ihrer Meinung nach in Österreich Beweg­
grund sein, eine bestimmte politische Partei zu wählen
oder ih! Mitglied zu werden.

Literatur:

• Politik im 20. Jh., hg. v. I-t.Hartwich, Braunschweig 19755
• Th. Stammen: Regierungssysteme der Gegenwart, Stuttgart 1967
• F. Lehne: Demokratie ohne Illusionen, Wien 1967
• M. Hättich: Begriff und Formen der Demokratie, Mainz 1966
• K. H. Naßmacher: Das österreichische Regierungssystem, Köln 1968
• Das politische System in Österreich, hg. v. H. Fischer, Wien 1974
• Pe/inkaIWe/an: Demokratie und Verfassung in Österreich, Wien 1971
• Politische Bildung, Schriftenreihe des BMfUK, besonders die Hefte 1

(We/an: Parteien und Verbände in der modernen Demokratie), 2 (Pfuster­
schmid: Der Kleinstaat in der modernen Welt), 3 (Kho/: Der Schutz der
Grundrechte des Menschen in Österreich), 4 (We/an: Parteien und Ver­
bände in Österreich), 5 (Kobzina: Parlamentarismusheute), 8 (Schneider:
Leitbilder in der Politik), 10/11 (Schneider: Leitbilder in der Demokratie).
16 (Pe/inka: Kurze Regierungslehre), 23 (Aigner: Wahlsysteme in west­
lichen Verfassungsstaaten).



4 Öffentliche Aufgabon

1. Welche Aufgaben erfüllte die staatliche Verwaltung
zur Zeit Maria Theresias 7

2. Welche Aufgaben erfüllt heute die staatliche Ver­
waltung 7

3. Was sind Ihrer Meinung nach Aufgaben der staat­
lichen Verwaltung 7

4.1 E r I e d i gun g der ö f f e nt I ich e n Auf gab e n
im demokratischen Staat

(Regieren und Verwalten)

Für Österreich, wie für alle freiheitlich demokratischen Staaten,
gilt der Grundsatz der gesetzmäßigen Bindung (Legalität) der
Verwaltungsakte. Die gesamte Tätigkeit der staatlichen Or­
gane muß sich in die Kausalkette Verfassung-Gesetze-Ver­
ordnungen (generell abstrakte Normen/werden verlautbart)
und Urteile-Bescheide-Exekutionen (individuell konkrete
Normen/werden zugestellt) einfügen. Institutionen (Behörden
und Ämter, Anstalten und Einrichtungen, Versorgungsunter­
nehmungen und Wirtschaftsbetriebe) sowie Personen (Be­
amte und Vertragsbedienstete) dienen der Erfüllung der ver­
schiedensten Aufgaben (Funktionen). Allerdings dürfen diese
Institutionen und Personen nicht losgelöst von verschiedenen
Bezugssystemen nur unter dem Gesichtspunkt der gesetz­
lichen Bindung gesehen werden.

Zum Beispiel Institution (Krankenhaus)

Bezugssystem Medizinische Wissenschaft
zweckmäßige Organisation
wirtschaftliche Leitung
sozialpolitische Funktion

oder Person (Lehrer)

Bezugssystem wissenschaftliche Ausbildung
formelle und informelle Gepflogenheiten

der Organisation des Schulwesens
Rechtsordnung (Verordnung, Weisung,

Zuständigkeit, Ermessen)
Mitarbeiter

Die klassische Trennung in die drei Gewalten läßt sich heute
in der Realität nicht mehr durchhalten. Am Beispiel der Ver­
waltung läßt sich dies augenfällig demonstrieren. Neben die
Tätigkeit des Gesetzesvollzuges und die Kontrolle beim Voll­
zug tritt heute immer mehr die Bedeutung der Planung und
Gesetzesvorbereitung. Vielfach wird daher die strenge Tren­
nung von Regierung und Verwaltung einerseits und Gesetz­
gebung andererseits aufgegeben (vgl. Th. Ellwein, Einführung
in die Regierungs- und Verwaltungslehre, Stuttgart 1966).
Die Verwaltung nimmt nicht nur durch die Entscheidungs­
vorbereitung an der politischen Führung teil, sondern sie kann
diese Entscheidung maßgeblich beeinflussen. So muß die
Frage gestellt werden, wer eigentlich ein Problem entscheidet
und wer die Entscheidung nur beglaubigt. (Wer sind die
"decision-makers" 7)

Entscheidungsvorgang :

• Erkennen der Notwendigkeit
• Benennen der Möglichkeiten
• Auswahl
• Beschluß

Gelingt es daher einem Verwaltungsteil (Ministerium) oder
einer Interessengruppe (Partei, Verband), auf die Notwendig­
keit einer Entscheidung hinzuweisen, Möglichkeiten zu offe­
rieren und darüber hinaus der gesetzgebenden Körperschaft
die Auswahl aus der Hand zu nehmen, sodaß diese nur mehr
beschließend zustimmt, so sind die decision-makers außer­
halb der gesetzgebenden Körperschaft, vielfach auch der
Öffentlichkeit entzogen. Ja man könnte fast so weit gehen,
daß man die Qualität des Regierens jenen Personen oder
Gruppen nur zuschreibt, die, gleich welche Position sie inne­
haben, es verstehen, Entscheidungsvorgänge zu initiieren und
zu steuern, letztlich auch in ihrem Sinn zu entscheiden
(lassen).
Hier könnte man einwenden, daß Transparenz der Entschei­
dungsvorgänge notwendig sei. Demgegenüber steht fest,
daß dadurch die Effizienz der Verwaltung leidet (z. B. Grund­
stückspekulationen bei öffentlicher Diskussion über Bau­
vorhaben) und andererseits bei der Veröffentlichung Emotio­
nen, Scheinargumente, verborgene Interessen u. a. zur Mani­
pulation einladen. Zweifelsohne kann hier als allgemeine Regel
nur erkannt werden, daß die demokratische Qualität einer Ver­
waltung (Wille der Betroffenen muß in der Aufgabenbewälti­
gung zum Tragen kommen) und die Effizienz in Konflikt ge­
raten können und nur fallweise eine klare Entscheidung ge-
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lroffen werden kann. Em /woitos kommt abor noch hin.w. Di
Öffentlichkeit muß auch gewillt und befähigt sein, Kontrollen
auszuüben. Dazu sind allerdings Sachverstand und Kritik­
fähigkeit sowie Kompromißbereitschaft (schließt den Verzicht
ein!) notwendig.
Der Prozeß des Regierens und Verwaltens ist daher viel
komplizierter, als die formale Darstellung von Gesetzwerdung
und Anwendung es aufzuzeigen vermögen.

Sammeln, Speichern und Auswerten von Informationen
t
Erkennen von relativ konstanten und relativ variablen Ent­
wicklungen
t
Bezugnahme zum gegenwärtigen politischen Instrumentarium
t
Trennung in

unerläßlich notwendige Entscheidungen
(Sachentscheidungen unumstrittener Natur)
wünschenswerte Entscheidungen
(politische Entscheidungen umstrittener Natur)

t
Politische Phantasie (umfassendes Bild der verschiedenen
Möglichkeiten)
1
Durchspielen der Möglichkeiten
t
Konfrontation mit den verschiedenen Wertvorstellungen
t
Erarbeitung von Entscheidungsmöglichkeiten
t
Abwägen und Entscheiden

An Hand dessen läßt sich auch zwischen der formalen, ge­
schriebenen Verfassung und den realen Machtverhältnissen
trennen.

4.2 G ren zen der s t a a t I ich e n Ver wal tun g

• Die Tätigkeit des Gemeinwesens besteht darin, öffentliche
Aufgaben zu erfüllen. Was öffentliche Aufgaben sind und
wie eine bestehende öffentliche Aufgabe erledigt werden
soll, ist Gegenstand des Prozesses der politischen Willens­
bildung, zu dem im weiteren Sinn der ganze Bereich der
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Diskussion, Ausoinandorsotwng und Elnllußvorsucho (lll

ßerhalb der Entscheidungsorgane des Gemeinwesens und
im engeren Sinn die entscheidungsbildenden Vorgän{l!
in diesen Organen gehören (EI/wein, S. 78).

Dieser relativistischen Auffassung treten (andere) ideologisch!
Begrenzungs- bzw. Erweiterungsansprüche entgegen. Ir"
Organisatorischen erhebt sich die Frage, ob die staatlich!
Verwaltung die öffentlichen Aufgaben allein oder ob sie SI(

in Konkurrenz zu privaten Institutionen erledigen soll odor
ob sie eine Institution mit der Erledigung beauftragen bzw
sie dabei unterstützen soll.
Im Sachlichen ergibt sich die Frage, ob wirklich alles VOlll

Gemeinwesen zur öffentlichen Aufgabe erklärt werden kann
und soll.
Hiezu gibt es eine Reihe von Werturteilen, die auf verschi
dene Menschenbilder zurückzuführen sind.

4.2.1 Der Liberalismus (A. Smith D. Ricardo) des 18. und
19. Jh.s

forderte die Beschränkung des Staates auf die Rechtssicherung
nach innen und den Schutz nach außen. Er hoffte, daß für
alle das Beste erreicht werde, wenn jeder allein in Freiheit und
Sicherheit ohne gesetzliche wirtschaftliche Schranken leben
und arbeiten könne.

(Vgl. A. Smith, Untersuchungen über die Natur und Ursachen des Wohlstande
der Nationen, 1776.)

4.2.2 Die katholische Sozial/ehre

vor allem hat den Begriff der Subsidiarität geprägt. Nur jene
Aufgaben, die kleinere Gemeinschaften nicht erfüllen können,
sollen von der nächsthöheren, letziich vom Staat übernommen
werden. Die staatlichen Eingriffe sind durch die am Natur­
recht orientierten Begriffe von Freiheit, Menschenwürde und
Privateigentum limitiert.
(Vgl. J. Schasching, Die soziale Botschaft der Kirche, Tyrolia, Innsbruck 1963.)

4.2.3 Der demokratische Sozialismus

geht dardher hinaus und verlangt staatliche Maßnahmen, die
einen ständigen Ausgleich in allen Lebensbereichen bewirken
sollen. Vor allem Wirtschafts-, Sozial- und Bildungspolitik
sind getragen von der Zielvorstellung, vorhandene Ungleich­
heiten zu beseitigen.



4.2.4 Die towlitöroll S/lIIII .••.III/IIIIS.\'IIliljU/I

faschistischer wie kommunistischer Prägung billigen dem
Staat die Entscheidung aller Lebensbereiche zu. Dabei ist
aber folgendes zu unterscheiden: Der Faschismus läßt nur
das von einer Führerpersönlichkeit gelenkte Kollektiv als Or­
ganismus gelten und gibt dem einzelnen keine eigenständige
Lebensberechtigung (Verstaatlichung der Gesellschaft). Der
Kommunismus wieder erlaubt die grenzenlose Staatsgewalt
wenn sie dazu dient, die klassen lose Gesellschaft zu erzeugen
(Diktatur des Proletariats), um den Staat und seine Zwangs­
gewalt zu überwinden (Vergesellschaftung des Staates).

Vgl. Mussolini über den Staat, Hitler über den Staat, Lenin über die Diktatur
des Proletariats und Stalin über die sozialistische Gesellschaft der Sowjetunion,
in: W. SchätzeI, Der Staat, Sammlung Dieterich, Wiesbaden 1952.)

(Querverbindung: Klimpt, Wirtschaftspolitik.)

4.3.1 Soziale Grundrechte in Österreich

Die Sicherung der liberalen Grundrechte geht in Österreich
bis auf die Dezemberverfassung von 1867 zurück. Die
sozialen Grundrechte, die in der modernen Industriegesell­
schaft notwendig wurden, sind in Österreich noch nicht
kodifiziert. Die Europäische Sozialcharta (1961) jedoch
enthält einen umfassenden Katalog von derartigen Grund­
rechten:

• Recht auf Arbeit (gerechte Entlohnung, Sicherung des
Arbeitsplatzes, Arbeitsl osenu nterstützung)

• Recht auf soziale Sicherheit (Vorsorge für Alter und In­
validität, Vorsorge für Krankheit und Unfall, Mutterschutz)

• Recht auf sozial-kulturelle Entfaltung (Schutz der Familie,
Recht auf Bildung, Ausbildung und Erziehung)

(Verteilung des öffentlichen Sektors 1977: Bund 45,0%,
Länder ohne Wien 12,1%, Gemeinden ohne Wien 10,1 %,
Wien 7,8%, Gemeindeverbände 0,4%, öffentliche Fonds 1,6%,
Kammern 1,7%, Sozialversicherungsträger 21,2%.)

4.3 Öffentliche Aufgaben in Österreich

Schon sehr früh hat in Österreich die öffentliche Hand neben
der ursprünglichen Aufgabe der Ordnungssicherung weitere
Aufgaben übernommen. Der aufgeklärte Absolutismus hat
in Österreich den ersten Wohlfahrtsstaat geschaffen. Heute
reicht das Feld der staatlichen Aufgaben von den traditionel­
len Aufgaben der Gewährleistung von Ordnung und Sicher-.
heit und der Rechtspflege über das Verkehrswesen, das Bil­
dungswesen, das Sozial- und Wohnungswesen bis zur
Schaffung einer ausreichenden Infrastruktur, zum Umwelt­
schutz, zu Forschungsvorhaben und vor allem zu wirtschaft­
lichen Ausgleichsmaßnahmen.
Die Ausgaben des öffentlichen Sektors steigen daher bestän­
dig an. Ihr Anteil am Bruttonationalprodukt wird laufend größer.
Die stärkste Ausweitung erfolgte in den letzten Jahren bei
den Sozialversicherungsträgern .

1957
1967
1977

Brutto­

nationalprodukt

131,9
283,2
790,5

Bruttoausgaben
der öffentlichen
Hand

in Mrd. Schilling

66,4
167,8
538,3

davon

Ausgaben der
Sozialversicherung

10,5
33,3

114,1

Der österreichische Staat übernahm aber schon seit dem

vorigen Jahrhundert soziale Aufgaben, welche früher andere
Gemeinschaften (Familie, Hausgemeinschaft, Zunft, Dorf,
Klöster, Stiftungen u. a.) erfüllten. Der Sektor der Gesetzge­
bung im Sinne der Sozialcharta weitet sich in Österreich
fast täglich aus. Dabei sind zu unterscheiden:

• Sozialversicherung (Kranken-, Unfall-, Invaliditäts- und
Arbeitslosenversicherung; Altersvorsorge )
Die Mittel dafür werden aus Beiträgen der Arbeitnehmer,
der Arbeitgeber und des Bundes aufgebracht.

• Sozialfürsorge (Kriegsopfer, Klei nrentner, Hilfsbedürftige,
Behinderte, Jugendliche)
Die Mittel dafür stammen zur Gänze vom Bund.

• Familienlastenausgleich (Geburten- und Familienbeihilfen,
Schulfahrten und Schulbücher)
Die Mittel dafür kommen von den Arbeitgebern und den
Ländern.

• Förderungsmaßnahmen (Arbeitsmarktförderung, Schul­
und Studienbeihilfen, Wohnungsbeihilfen)

• Sch utzgesetze (M uttersch utz, J ugendsch utz, Arbeitszeit­
ordnung, . Gewerbeordnung, Konsumentenschutz, Kollek­
tivvertragsgesetz, Betri ebsrätegesetz)

Dabei läßt sich eine Ausweitung der sozialen Maßnahmen
des Staates vom Kern der Sozialversicherung (1888 Kranken­
versicherungsgesetz) bis zu einer allgemeinen Gesetzgebung
im Sinne der geforderten Grundrechte feststellen.
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4.3.2 Problematik der SOLiaIrecht

Gerade diese Ausweitung ist aber auch zum Streitfall ver­
schiedener politischer Anschauungen geworden. Während
die Weiterentwicklung der liberalen Grundrechte lediglich eine
Anpassung an moderne Gegebenheiten (z. B. Datenschutz)
notwendig macht. bringt die Ausweitung der sozialen Grund­
rechte eine Beschneidung liberaler Freiheitsrechte mit sich.
Wenn man vom Staat wirtschaftliche und soziale Sicherungs­
und Förderungsmaßnahmen verlangt, muß man auch eine
Beschneidung des individuellen Entscheidungsraumes durch
staatliche Lenkungs- und Besteuerungsmaßnahmen in Kauf
nehmen. Somit müssen auch Freiheit und Gleichheit als
Prinzip relativiert werden.

(Querverbindung: Schausberger/Die Menschenrechte.)

1. Warum sind Medienpolitik, Personalpolitik und der
ständige Kontakt mit den Wählern wichtige Voraus­
setzungen für die Regierungstätigkeit ?

2. Nehmen Sie Stellung zu den unterschiedlichen Aus­
sagen über die Grenzen der staatlichen Verwaltungs­
tätigkeit.

3. Versuchen Sie Regierungs- und Parteiprogramme in
Österreich in bezug auf den Bereich der staatlichen
Aufgaben zu lesen.

4. Welche weiteren Überlegungen ergeben sich aus fol­
genden Tatsachen:
Für viele Menschen sind individuelle Freiheitsrechte

bedeutungslos, weil ihnen die materiellen Möglich­
keiten zur Selbstverwirklichung fehlen.
Die Sicherung der materiellen Existenz durch den Staat
beschränkt den individuellen Freiheitsraum.

5. Informieren Sie sich in der unten angegebenen Lite­
ratur über

die Entwicklung des österreichischen Budgets In
den letzten zwanzig Jahren,
die Sozialausgaben der öffentlichen Haushalte,
die landwirtschaftlichen Förderungsmaßnahmen,
die Entwicklung der verstaatlichten Industrie.
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• Österreichische Parteiprogramme 1868 1966, hg. v. K. BorcllLOld. Wilill
1967

• H. Holek: Budgets der öffentlichen Haushalte, in: Aktuelle Unterlagen 1(1l1I

Wirtschafts- und Sozialkunde unterricht 16/1975
• Wirtschafts- und sozi.alstatistisches Taschenbuch, Österreichischer Arbeitul

kammertag (erscheint jährlich)
• Blick in die österreichische Wirtschaft, Wirtschaftsstudio des österreichischoll

Gesellschafts- und Wirtschaftsmuseums (erscheint jährlich)


